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Einleitung einer Änderung 
des Flächennutzungsplans

Der Senat beschließt nach § 2 Absatz 1 des Baugesetz-
buchs in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 
2415), zuletzt geändert am 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808, 
2831), für den Geltungsbereich nördlich der Straße Poppen-
bütteler Weg sowie östlich und südlich angrenzend an land-
wirtschaftlich genutzte Flächen der Hummelsbütteler Feld-
mark im Stadtteil Hummelsbüttel (F 03/16 – Bezirk Wands-
bek, Ortsteil 520) den Flächennutzungsplan zu ändern 
(Aufstellungsbeschluss F 03/16 – „Wohnen nördlich Pop-
penbütteler Weg in Hummelsbüttel“).

Eine Karte zum Aufstellungsbeschluss, in der das Gebiet 
der Flächennutzungsplanänderung farbig angelegt ist, kann 
beim Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung des Bezirks
amts Wandsbek während der Dienststunden eingesehen 
werden.

Mit der Änderung des Flächennutzungsplans sollen auf 
der Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für eine dem Standort ge
rechte Wohnnutzung mit angemessener baulicher Dichte 
an der Straße Poppenbütteler Weg geschaffen werden.

Das Gebiet der Flächennutzungsplanänderung umfasst 
eine Fläche von etwa 5,1 ha.

Hamburg, den 3. November 2017

Der Senat Amtl. Anz. S. 1905

Öffentliche Auslegung 
einer Änderung des Flächennutzungsplans

Der Senat hat beschlossen, die Änderung des Flächen-
nutzungsplans „Wohnen nördlich Poppenbütteler Weg in 

Hummelsbüttel“ gemäß § 3 Absatz 2 des Baugesetzbuchs in 
der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2415), 
zuletzt geändert am 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808, 2831), 
öffentlich auszulegen:

Änderung des Flächennutzungsplans (Aufstellungsbe-
schluss F 03/16)

Das Gebiet der Flächennutzungsplanänderung liegt 
nördlich der Straße Poppenbütteler Weg sowie östlich und 
südlich angrenzend an landwirtschaftlich genutzte Flächen 
der Hummelsbütteler Feldmark im Stadtteil Hummelsbüt-
tel (F 03/16 – Bezirk Wandsbek, Ortsteil 520).

Mit der Änderung des Flächennutzungsplans sollen auf 
der Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung die planungs-
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rechtlichen Voraussetzungen für eine dem Standort ge
rechte Wohnnutzung mit angemessener baulicher Dichte 
an der Straße Poppenbütteler Weg geschaffen werden.

Das Gebiet der Flächennutzungsplanänderung umfasst 
eine Fläche von etwa 5,1 ha.

Die Änderung des Flächennutzungsplans (zeichneri-
sche Darstellungen, Beschlusstext und Begründung) wird 
in der Zeit vom 20. November 2017 bis 20. Dezember 2017 
an den Werktagen (außer sonnabends) montags bis don-
nerstags zwischen 9.00 Uhr und 16.00 Uhr und freitags 
zwischen 9.00 Uhr und 14.00 Uhr im Fachamt Stadt- und 
Landschaftsplanung des Bezirksamtes Wandsbek, Am 
Alten Posthaus 2, IV. Obergeschoss (Flur), 22041 Hamburg, 
öffentlich ausgelegt.

Bestandteil der Auslegung ist der Umweltbericht mit 
Informationen zu den Schutzgütern:

–	 Mensch, hinsichtlich der Verkehrs- und Sportlärmemis-
sionen;

–	 Luft und Klima, hinsichtlich der Schadstoffbelastung 
und der klimaökologischen Bedeutung;

–	 Boden und Wasser, hinsichtlich der Schutzwürdigkeit 
des Bodens;

–	 Tiere und Pflanzen, hinsichtlich der Bedeutung als 
Lebensraum für Vögel und Amphibien sowie des gesetz-
lichen Schutzstatus einzelner Biotopstrukturen;

–	 Stadt- und Landschaftsbild, hinsichtlich der Bedeutung 
als Naherholungsgebiet.

Ebenso sind umweltbezogene Stellungnahmen Bestand-
teil der Auslegung. Darin werden folgende Schutzgüter 
thematisiert:

–	 Mensch, hinsichtlich Naherholung;

–	 Luft und Klima, hinsichtlich der klimaökologischen 
Funktion;

–	 Boden und Wasser, hinsichtlich der Bodenfunktion und 
des Wasserhaushaltes;

–	 Tiere und Pflanzen, hinsichtlich der Vernetzung natür-
licher Lebensräume für Pflanzen und Tiere;

–	 Stadt- und Landschaftsbild, hinsichtlich der stadtklima-
tischen Bedeutung und des Eingriffes in die Landschafts
achse im Allgemeinen.

Während der öffentlichen Auslegung können Stellung-
nahmen zu der ausliegenden Änderung des Flächennut-
zungsplans bei der oben genannten Dienststelle schriftlich 
oder zur Niederschrift abgegeben werden. Nicht fristge-
recht abgegebene Stellungnahmen können bei der Be
schlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt blei-
ben. Eine Vereinigung im Sinne des § 4 Absatz 3 Satz 1 
Nummer 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes (UmwRG) 
ist in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Absatz 2 
UmwRG gemäß § 7 Absatz 3 Satz 1 UmwRG mit allen Ein-
wendungen ausgeschlossen, die sie im Rahmen der Ausle-
gungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, 
aber hätte geltend machen können.

Ein Duplikat der Änderung des Flächennutzungsplans 
kann in der Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen, 
Amt für Landesplanung und Stadtentwicklung, Neuenfel-
der Straße 19, I. Obergeschoss (Eingangsbereich), Raum 
E.01.274, 21109 Hamburg, im oben angegebenen Zeitraum 
eingesehen werden.

Hamburg, den 3. November 2017

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen
Amtl. Anz. S. 1905

Öffentliche Auslegung 
einer Änderung des Landschaftsprogramms

Der auf Grund von § 4 Absatz 1 des Hamburgischen 
Gesetzes zur Ausführung des Bundesnaturschutzgesetzes 
(HmbBNatSchAG) vom 11. Mai 2010 (HmbGVBl. S. 350, 
402), zuletzt geändert am 13. Mai 2014 (HmbGVBl. S. 167), 
erstellte Entwurf einer Änderung des Landschaftspro-
gramms (Änderungsverfahren L 03/16) „Wohnen nördlich 
Poppenbütteler Weg in Hummelsbüttel“ nördlich der Straße 
Poppenbütteler Weg sowie östlich und südlich angrenzend 
an landwirtschaftlich genutzte Flächen der Hummelsbütte-
ler Feldmark im Stadtteil Hummelsbüttel (F 03/16 – Bezirk 
Wandsbek, Ortsteil 520) wird mit Beschluss, Erläuterungs-
bericht und Karten nach § 5 Absatz 2 HmbBNatSchAG in 
der Zeit vom 20. November 2017 bis 20. Dezember 2017 an 
den Werktagen (außer sonnabends) montags bis donners-
tags zwischen 9.00 Uhr und 16.00 Uhr und freitags zwischen 
9.00 Uhr und 14.00 Uhr im Fachamt Stadt- und Land-
schaftsplanung des Bezirksamtes Wandsbek, Am Alten 
Posthaus 2, IV. Obergeschoss (Flur), 22041 Hamburg, 
öffentlich ausgelegt.

Parallel zur Änderung des Flächennutzungsplans F 
03/16 in diesem Bereich sowie zu dem Bebauungsplan 
Hummelsbüttel 28 (Bezirksplan) soll ein Änderungsverfah-
ren für das Plangebiet durchgeführt werden.

Im Landschaftsprogramm wird unter Beachtung des zu 
ändernden Flächennutzungsplans F 03/16 künftig das 
Milieu „Etagenwohnen“ dargestellt. Der Verlauf der Hum-
melsbütteler Landschaftsachse wird angepasst und eine 
grüne Wegeverbindung dargestellt. Der Landschaftsschutz 
wurde für diesen Bereich in einem gesonderten Verfahren 
bereits aufgehoben. Der neue Grenzverlauf des LSG wird 
dementsprechend dargestellt.

Das Plangebiet umfasst etwa 4 ha.

Während der öffentlichen Auslegung können Stellung-
nahmen zu der ausliegenden Änderung des Landschafts-
programms bei der oben genannten Dienststelle schriftlich 
oder zur Niederschrift abgegeben werden. Nicht fristge-
recht abgegebene Stellungnahmen können bei der 
Beschlussfassung über das Landschaftsprogramm unbe-
rücksichtigt bleiben.

Ein Duplikat der Änderung des Landschaftsprogramms 
kann in der Behörde für Umwelt und Energie, Amt für 
Naturschutz, Grünplanung und Energie, Neuenfelder Straße 
19, I. Obergeschoss (Eingangsbereich), Raum E.01.274, 
21109 Hamburg, im oben angegebenen Zeitraum eingese-
hen werden.

Hamburg, den 3. November 2017

Die Behörde für Umwelt und Energie
Amtl. Anz. S. 1906

Aufstellungsbeschluss
Das Bezirksamt Wandsbek beschließt nach § 2 Absatz 1 

des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung vom 23. Sep-
tember 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 30. Juni 
2017 (BGBl. I S. 2193, 2197), für das Gebiet nördlich der 
Straße Poppenbütteler Weg den Bebauungsplan Hummels-
büttel 28 aufzustellen (Aufstellungsbeschluss W 6/17).

Eine Karte, in der das Gebiet farbig gekennzeichnet ist, 
kann beim Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung des 
Bezirksamtes Wandsbek während der Dienststunden einge-
sehen werden.
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Das Gebiet wird wie folgt begrenzt: Nord- und Ost-
grenze des Flurstücks 5059, Ostgrenzen der Flurstücke 
5061, 5063 und 166 (Kishorst), Ost- und Südgrenzen des 
Flurstücks 5065, Südgrenze des Flurstücks 166 (Kishorst), 
über das Flurstück 166, Westgrenzen der Flurstücke 5063, 
5061 und 5059 der Gemarkung Hummelsbüttel.

Durch die Aufstellung des Bebauungsplans mit der 
beabsichtigten Bezeichnung Hummelsbüttel 28 sollen 
nördlich der Straße Poppenbütteler Weg die planungsrecht-
lichen Voraussetzungen für eine Bebauung mit acht Wohn-
häusern und einem Gebäude für Gemeinbedarfsnutzungen 
geschaffen werden. Zur Erschließung der Bebauung ist eine 
neue Straße geplant. Die westlich der Straße vorgesehenen 
Wohnhäuser wurden bereits auf Grundlage von § 246 Ab- 
satz 14 BauGB genehmigt. Sie sollen zunächst der Unter-
bringung von Flüchtlingen und Asylbegehrenden und spä-
ter regulären Wohnnutzungen dienen. Die östlich der 
geplanten Erschließungsstraße geplanten Häuser dienen 
von Beginn an regulären Wohnnutzungen.

Im Südosten des Plangebiets ist eine private Grünfläche 
für Freiraumnutzungen der zukünftigen Bewohner und 
südlich davon ein Regenrückhaltebecken geplant. Der 
bestehende Weg Kishorst soll als Weg für Fußgänger und 
Radfahrer gesichert und teilweise ausgebaut werden. Am 
südlichen Plangebietsrand ist eine Fläche für Ausgleichs-
maßnahmen vorgesehen. Durch grünordnerische Festset-
zungen soll die Ausgestaltung und Bepflanzung der Freiflä-
chen gesichert werden.

Hamburg, den 13. September 2017

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 1906

Öffentliche Auslegung 
eines Bebauungsplan-Entwurfs

Das Bezirksamt Wandsbek hat beschlossen, folgenden 
Bebauungsplan-Entwurf gemäß § 3 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs (BauGB) in der Fassung vom 23. September 2004 
(BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 30. Juni 2017 (BGBl. I 
S. 2193, 2197), öffentlich auszulegen:

Entwurf des Bebauungsplans Hummelsbüttel 28 (Reha-
gen/Poppenbütteler Weg)

Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt: Nord- und Ost-
grenze des Flurstücks 5059, Ostgrenzen der Flurstücke 
5061, 5063 und 166 (Kishorst), Ost- und Südgrenzen des 
Flurstücks 5065, Südgrenze des Flurstücks 166 (Kishorst), 
über das Flurstück 166, Westgrenzen der Flurstücke 5063, 
5061 und 5059 der Gemarkung Hummelsbüttel.

Durch die Aufstellung des Bebauungsplans mit der 
beabsichtigten Bezeichnung Hummelsbüttel 28 sollen 

nördlich der Straße Poppenbütteler Weg die planungsrecht-
lichen Voraussetzungen für eine Bebauung mit acht Wohn-
häusern und einem Gebäude für Gemeinbedarfsnutzungen 
geschaffen werden. Zur Erschließung der Bebauung ist eine 
neue Straße geplant. Die westlich der Straße vorgesehenen 
Wohnhäuser wurden bereits auf Grundlage von § 246 Ab- 
satz 14 BauGB genehmigt. Sie sollen zunächst der Unter-
bringung von Flüchtlingen und Asylbegehrenden und spä-
ter regulären Wohnnutzungen dienen. Die östlich der 
geplanten Erschließungsstraße geplanten Häuser dienen 
von Beginn an regulären Wohnnutzungen.

Im Südosten des Plangebiets ist eine private Grünfläche 
für Freiraumnutzungen der zukünftigen Bewohner und 
südlich davon ein Regenrückhaltebecken geplant. Der 
bestehende Weg Kishorst soll als Weg für Fußgänger und 
Radfahrer gesichert und teilweise ausgebaut werden. Am 
südlichen Plangebietsrand ist eine Fläche für Ausgleichs-
maßnahmen vorgesehen. Durch grünordnerische Festset-
zungen soll die Ausgestaltung und Bepflanzung der Freiflä-
chen gesichert werden.

Bestandteile der ausliegenden Unterlagen sind der 
Umweltbericht als gesonderter Teil der Begründung, die 
wesentlichen umweltbezogenen Fachgutachten und die 
wesentlichen umweltbezogenen Stellungnahmen von Be
hörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange.

Folgende umweltrelevante Informationen und Fachgut-
achten sind für den Geltungsbereich des Bebauungs-
plan-Entwurfs verfügbar:

–	 Umweltbericht mit einer Beschreibung und Bewertung 
des Bestandes und der Umweltauswirkungen durch die 
Planung sowie Vermeidungs- und Minderungsmaßnah-
men zu den Schutzgütern Klima und Luft, Boden, Was-
ser, Landschaft/Stadtbild, Tiere und Pflanzen ein-
schließlich der biologischen Vielfalt, Mensch einschließ-
lich der menschlichen Gesundheit sowie Kultur- und 
sonstigen Sachgütern.

–	 Gelände- und Höhenaufmaß aus dem Jahr 2016, das als 
Grundlage für die Planung der Gebäudehöhenlage, 
Höhenentwicklung des Baugebietes, der Oberflächen
entwässerung, der Baumbewertung sowie der Erschlie-
ßungsplanung diente und damit Bedeutung für die 
Schutzgüter Boden, Wasser und Pflanzen hat.

–	 Stadtklimatische Wirkungsanalyse aus dem Jahr 2016 zu 
den Auswirkungen von baulichen Entwicklungen auf 
Kaltluftentstehung und Kaltlufttransport im Hinblick 
auf die Schutzgüter Klima und Mensch einschließlich 
der menschlichen Gesundheit.

–	 Baumbestandsaufnahme aus dem Jahr 2016 im Hinblick 
auf das Schutzgut Pflanzen.

–	 Artenschutzfachbeitrag mit drei ergänzenden Untersu-
chungen aus dem Jahr 2016 im Hinblick auf die Betrof-
fenheit der vorkommenden Vögel, Fledermäuse und 
Amphibien und weiterer geschützter Arten zum Schutz-
gut Tiere einschließlich der biologischen Vielfalt.

–	 Landschaftsplanerisches Gutachten aus dem Jahr 2017 
mit Beschreibung der Eingriff-Ausgleichs-Maßnahmen 
und -Bilanzierung im Hinblick auf die Schutzgüter 
Boden sowie Pflanzen- und Tierwelt einschließlich der 
biologischen Vielfalt.

–	 Geotechnisches Gutachten aus dem Jahr 2016 mit Grün-
dungsempfehlungen im Hinblick auf die Schutzgüter 
Boden und Wasser.

–	 Erschließungsplanung mit Oberflächenentwässerungs-
konzept aus dem Jahr 2017 zum Umgang mit Oberflä-
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chenwasser im Hinblick auf die Schutzgüter Wasser und 
Boden.

–	 Verkehrsgutachterliche Stellungnahme aus dem Jahr 
2016 zum Kfz-Verkehr im Hinblick auf das Schutzgut 
Mensch einschließlich der menschlichen Gesundheit.

–	 Schalltechnische Untersuchung aus dem Jahr 2016 zu 
den Auswirkungen der Lärmquellen Straßen- und Flug-
verkehr unter Berücksichtigung der zu erwartenden 
Verkehrsbelastung und der Lärmquelle Sport unter 
Berücksichtigung einer bestehenden Sportnutzung im 
Hinblick auf das Schutzgut Mensch einschließlich der 
menschlichen Gesundheit.

–	 Luftschadstoffgutachten aus dem Jahr 2016 unter 
Berücksichtigung der Emissionen des Straßenverkehrs 
im Hinblick auf das Schutzgut Mensch einschließlich 
der menschlichen Gesundheit.

Folgende umweltrelevante Stellungnahmen von Behör-
den und sonstigen Trägern öffentlicher Belange liegen vor:
–	 Behörde für Umwelt und Energie, Amt für Umwelt-

schutz, Abteilung Wasserwirtschaft, vom 26. Januar 
2016 mit Hinweisen zu den Bodenverhältnissen im Hin-
blick auf die Schutzgüter Boden und Wasser.

–	 Bezirksamt Wandsbek, Fachamt Verbraucherschutz, 
vom 29. Januar 2016 mit Hinweisen zu Altlasten und 
schutzwürdigen Böden im Hinblick auf die Schutzgüter 
Boden und Mensch einschließlich der menschlichen 
Gesundheit.

–	 Bund für Umwelt und Naturschutz vom 15. Februar 
2016 mit Hinweisen zu Ausgleichsbedarfen im Rahmen 
des Bebauungsplanverfahrens im Hinblick auf die 
Schutzgüter Boden, Wasser, Landschaft/Stadtbild, Tiere 
und Pflanzen einschließlich der biologischen Vielfalt, 
Mensch einschließlich der menschlichen Gesundheit 
sowie Kultur- und sonstige Sachgüter sowie zu klimati-
schen Auswirkungen im Hinblick auf die Schutzgüter 
Klima und Mensch einschließlich der menschlichen 
Gesundheit sowie zu Auswirkungen auf die Freiraum-
versorgung im Hinblick auf das Schutzgut Mensch ein-
schließlich der menschlichen Gesundheit.

–	 Archäologisches Museum Hamburg, Bodendenkmal-
pflege, vom 24. März 2016 mit Hinweisen zur archäolo-
gischen Vorbehaltsfläche im Hinblick auf das Schutzgut 
Kultur- und sonstigen Sachgüter.

–	 Behörde für Umwelt und Energie, Amt für Immissions-
schutz und Betriebe, vom 15. Juni 2017 mit Hinweisen 
zu den Anforderungen an die Bewirtschaftung des Nie-
derschlagswassers im Hinblick auf das Schutzgut Wasser.

–	 Behörde für Umwelt und Energie, Amt für Umwelt-
schutz, Abteilung Gewässerschutz, mit Hinweisen zu 
den Anforderungen an die Bewirtschaftung des Nieder-
schlagswassers im Hinblick auf das Schutzgut Wasser.

–	 Arbeitsgemeinschaft Naturschutz vom 12. Juli 2017 und 
vom 19. Juli 2017 mit Hinweisen zu Ausgleichsbedarfen 
im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens im Hinblick 
auf die Schutzgüter Boden, Wasser, Landschaft/Stadt-
bild, Tiere und Pflanzen einschließlich der biologischen 
Vielfalt, Mensch einschließlich der menschlichen 
Gesundheit sowie Kultur- und sonstige Sachgüter sowie 
mit Hinweisen zu den Anforderungen an die Bewirt-
schaftung des Niederschlagswassers im Hinblick auf das 
Schutzgut Wasser.

–	 Bezirksamt Wandsbek, Management des öffentlichen 
Raumes, Wasserwirtschaft, vom 18. Juli 2016 mit Hin-
weisen zu den Anforderungen an die Bewirtschaftung 
des Niederschlagswassers im Hinblick auf das Schutzgut 
Wasser.

–	 Behörde für Umwelt und Energie, Amt für Naturschutz, 
Grünplanung und Energie, vom 19. Juli 2017 mit Hin-
weisen zu den Anforderungen an die Bewirtschaftung 
des Niederschlagswassers im Hinblick auf das Schutzgut 
Wasser sowie Hinweisen zum Umgang mit dem Baum- 
und Gehölzbestand im Hinblick auf das Schutzgut Tiere 
und Pflanzen

Diese Unterlagen können während der öffentlichen 
Auslegung beim Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung 
des Bezirksamtes Wandsbek eingesehen werden.

Der Bebauungsplan-Entwurf (Planzeichnung, Verord-
nung mit textlichen Festsetzungen und Begründung), die 
umweltrelevanten Informationen und Fachgutachten sowie 
die umweltrelevanten Stellungnahmen der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange werden in der Zeit 
vom 20. November 2017 bis einschließlich 20. Dezember 
2017 an den Werktagen (außer sonnabends) montags bis 
donnerstags zwischen 9.00 Uhr und 16.00 Uhr und freitags 
zwischen 9.00 Uhr und 14.00 Uhr im Fachamt Stadt- und 
Landschaftsplanung des Bezirksamtes Wandsbek, Am 
Alten Posthaus 2, IV. Obergeschoss (Flur), 22041 Hamburg, 
öffentlich ausgelegt.

Während der öffentlichen Auslegung können Anregun-
gen zur Planung (Bebauungsplan-Entwurf mit Begründung 
und Umweltbericht) sowie zu den vorgenannten umweltbe-
zogenen Informationen, Fachgutachten und Stellungnah-
men bei der genannten Dienststelle schriftlich oder zur 
Niederschrift vorgebracht werden.

Die genannten Planunterlagen können im oben genann-
ten Zeitraum auch im Internet unter Verwendung des kos-
tenlosen Online-Dienstes „Bauleitplanung“ auf den Seiten 
des „HamburgService“ eingesehen werden. Zudem besteht 
hier die Möglichkeit, direkt Stellungnahmen online abzu-
geben. Vor der Nutzung ist eine kostenlose Registrierung 
erforderlich. Alle Online-Dienste des Hamburg-Service 
sind unter folgender Adresse aufrufbar: www.gateway.ham-
burg.de

Stellungnahmen können während der Auslegungsfrist 
abgegeben werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellung-
nahmen können bei der Beschlussfassung über den Bauleit-
plan unberücksichtigt bleiben.

Hamburg, den 13. September 2017

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 1907

Widmung einer Wegefläche 
im Stadtteil Hamburg-Altstadt 

– Graskeller –
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41) mit Änderun-
gen wird die im Bezirk Hamburg-Mitte belegene Wege
fläche Graskeller neben Heiligengeistbrücke und Rödings-
markt (Flurstück 6648) der Gemarkung Altstadt-Süd mit 
sofortiger Wirkung dem öffentlichen Verkehr gewidmet.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplan kann beim 
Bezirksamt Hamburg-Mitte, Fachamt Management des 
öffentlichen Raumes, Klosterwall 8, 20095 Hamburg, einge-
sehen werden.

Hamburg, den 1. November 2017

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
Amtl. Anz. S. 1908
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Verzeichnis der zur Abgabe 
von Verpflichtungserklärungen 

für die Stadtreinigung Hamburg (SRH) 
berechtigten Angestellten

Nach § 10 Absatz 2 des Stadtreinigungsgesetzes (SRG) 
vom 9. März 1994 (HmbGVBl. S. 81) in Verbindung mit § 2 
der Satzung der Stadtreinigung Hamburg vom 29. März 
1994 (HmbGVBl. S. 101) bedürfen Erklärungen, durch die 
die Stadtreinigung Hamburg verpflichtet werden soll, der 
schriftlichen Form. Sie sind nur wirksam, wenn sie von 
zwei Mitgliedern der Geschäftsführung oder von einem 
Mitglied der Geschäftsführung mit einem Prokuristen der 
SRH oder von zwei Personen entsprechend der von der 
Geschäftsführung gemäß § 2 Absatz 1 Satz 2 der Satzung 
beschlossenen Vertretungsregelung unterzeichnet sind.

Sofern Verpflichtungserklärungen der SRH nicht 
gemeinsam von beiden Geschäftsführern

– Herrn Prof. Dr. Rüdiger Siechau 
und Herrn Holger Lange –

oder von einem Geschäftsführer mit dem Prokuristen Dr. 
Joachim Greinert abgegeben werden, sind Verpflichtungs-
erklärungen der SRH gemäß der Verfügung der Geschäfts-
führung vom 5. April 1994 über die Zeichnungsbefugnis 
und Befugnis zur Vertretung der SRH gegenüber Dritten 
gültig, wenn sie von einem der beiden Geschäftsführer oder 
unter Berücksichtigung in der Verfügung festgelegter 
Beschränkungen von zwei Angestellten oder einem Ange-
stellten der SRH zusammen mit einem Geschäftsführer 
unterzeichnet sind.

Die von der Geschäftsführung gemäß § 10 SRG und § 2 
der Satzung ermächtigten Angestellten sind im Rahmen 
von der Geschäftsführung der SRH festgelegten Beschrän-
kungen Handlungsbevollmächtigte im Sinne von § 54 des 
Handelsgesetzbuches und werden nachstehend namentlich 
genannt.

1.	 Ermächtigte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Stadtreinigung Hamburg:

Aschhoff, Dr.-Ing. Heinz-Gerd

Beck, Alexander

Bernhard, Jörg

Block, Malgorzata

Boisch, Dr. Anke

Bürkle, Karin

Bußmann, Daniel

Christophers, Anika

Fiedler, Reinhard

Föllmann, Alina

Föst, Cindy

Frärks, Anett

Gorecki, Christoph

Greinert, Dr. Joachim

Guthardt, Iris

Hähls, Matthias

Heitz, Werner

Hülsmeyer, Michael

Jönsson, Holger

Kalab, Gustavo

Kauka, Daniel

Lamprecht, Jörn

Leowald, Bernd

Maas, Thomas

Masic, Alen

Masic, Djenefa

Mineur, Dr. Martin

Möller, Marco

Montag, Markus

Naß, Thomas

Niestroj, Jens

Pelka, Jan

Pildner, Monica-Adela

Postler, Dirk

Rademacher, Günter

Raelert, Gudrun

Reiß, Frank

Reuver, Ulf

Rieck, Udo

Rochnia, Peter

Sackers, Uwe

Sattler, Frank

Schellberg, Michael

Schwab, Tessa

Stade, Michael

Supper, Astrid

Thannhäuser, Thomas

Timm, Hartmut

Töllner, Bernd

Urban, Volker

Voß, Norbert

Warschkow, Frank

Winterberg, Sven

Wolfsteller, Dr. Tilmann

Zimmer, Dirk

2.	 Nachstehende MitarbeiterInnen sind für den Abschluss 
oder die Auflösung von Arbeitsverträgen ermächtigt 
gemäß Absatz 4.3.3 der Allgemeinen Geschäftsanwei-
sung der Stadtreinigung:

Bernhard, Jörg

Boisch, Dr. Anke

Bußmann, Daniel

Fiedler, Reinhard

Gerns, Dr. Ditte

Greinert, Dr. Joachim

Heitz, Werner
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Jönsson, Holger

Kalab, Gustavo

Lamprecht, Jörn

Leowald, Bernd

Maas, Thomas

Mineur, Dr. Martin

Möller, Marco

Naß, Thomas

Peters, Kay

Pildner, Monica-Adela

Postler, Dirk

Raelert, Gudrun

Reiß, Frank

Rochnia, Peter

Sattler, Frank

Stade, Michael

Supper, Astrid

Voß, Norbert

Warschkow, Frank

Winterberg, Sven
Zimmer, Dirk

Die am 11. November 2016 und danach veröffentlichten 
Vertretungsbefugnisse werden hiermit widerrufen.

Hamburg, den 19. Oktober 2017

Stadtreinigung Hamburg 
– Geschäftsführung – Amtl. Anz. S. 1909

Öffentliche Bekanntmachung über die 
1. Satzung zur Änderung der Beitrags- 

ordnung der Hamburgischen Kammer der 
Psychologischen Psychotherapeutinnen 

und Psychotherapeuten und Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeutinnnen 

und -psychotherapeuten
Gemäß § 26 Absatz 2 des Hamburgischen Kammergeset-

zes für die Heilberufe (HmbKGH) vom 14. Dezember 2005 
(HmbGVBl. 2005 S. 495), zuletzt geändert am 21. Februar 
2017 (HmbGVBl. S. 47), wird hiermit bekannt gemacht, dass 
die Behörde für Gesundheit und Verbraucherschutz mit 
Datum vom 19. Oktober 2017 die von der Delegiertenver-
sammlung der Psychotherapeutenkammer Hamburg am  
13. September 2017 beschlossene 1. Satzung zur Änderung 
der Beitragsordnung gemäß § 57 in Verbindung mit § 19 
Absatz 1, Absatz 2 Ziffer 1 und § 6 Absatz 6 des HmbKGH 
genehmigt hat. Die 1. Satzung zur Änderung der Beitrags-
ordnung wird im Mitteilungsblatt (Psychotherapeutenjour-
nal) der Psychotherapeutenkammer Hamburg veröffent-
licht und tritt am 1. Januar 2018 in Kraft. Das Psychothera-
peutenjournal kann beim medhochzwei Verlag GmbH, Alte 
Eppelheimer Straße 42/1, 69115 Heidelberg, bezogen bzw. 
in der Geschäftsstelle der Psychotherapeutenkammer Ham-
burg, Hallerstraße 61, 20146 Hamburg, während der Ge
schäftszeiten (montags bis freitags von 9.30 Uhr bis 11.00 Uhr 
sowie montags, mittwochs und donnerstags von 13.00 Uhr 
bis 15.00 Uhr) eingesehen werden.

Hamburg, den 1. November 2017

Psychotherapeutenkammer Hamburg
Amtl. Anz. S. 1910

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen

Offenes Verfahren (EU) (VgV)

Verfahren: 2017000167 
– Zulassungsbescheinigungen Teil 1

Auftraggeber: Behörde für Schule und Berufsbildung

A)	 Name und Anschrift der zur Angebotsabgabe auffor-
dernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden Stelle 
sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teilnahme-
anträge einzureichen sind

Behörde für Schule und Berufsbildung,  
Hamburger Straße 41, 22083 Hamburg, Deutschland

B)	 Art der Vergabe

Offenes Verfahren (EU) [VgV]

C)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge 
kann elektronisch oder nicht elektronisch erfolgen.

D)	 Art und Umfang der Leistung sowie der Ort der Leis-
tung

Belieferung des Landesbetriebes Verkehr in Hamburg 
mit Zulassungsbescheinigungen Teil 1 gemäß der Vor-
gabe der Fahrzeug-Zulassungsverordnung (FZV) für 
den laufenden Geschäftsbedarf diverse Stadtgebiete der 
Freien und Hansestadt Hamburg.

E)	 Entfällt

F)	 Gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten

Nebenangebote sind nicht zugelassen.

G)	 Etwaige Bestimmungen über die Ausführungsfrist

Vom 1. Februar 2018 bis 31. Januar 2021.

H)	 Die Bezeichnung und die Anschrift der Stelle, die die 
Vergabeunterlagen abgibt oder bei der sie eingesehen 
werden können

Behörde für Schule und Berufsbildung,  
Submissionsstelle – V 234-12 –,  
Hamburger Straße 41 (Raum 206), 22083 Hamburg, 
Telefon: +49 / 40 / 4 28 63 - 46 35  
Telefax:  +49 / 40 / 4 27 31 - 34 65 

Sie haben die Möglichkeit der elektronischen Ange-
botsabgabe. 

I)	 Die Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist:  
27. November 2017, 12.00 Uhr 
Bindefrist: 15. Februar 2018

J)	 Entfällt

K)	 Entfällt

L)	 Entfällt
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M)	 Entfällt
N)	 Die Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht 

in den Vergabeunterlagen genannt werden
Wirtschaftlichstes Angebot:  
UfAB VI: Einfache Richtwertmethode

Hamburg, den 27. Oktober 2017

Die Behörde für Schule und Berufsbildung
Amtl. Anz. S. 893

Auftragsbekanntmachung
Dienstleistungen

Richtlinie 2014/24/EU

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

I.1)	 Name und Adressen
Freie und Hansestadt Hamburg,  
FB SBH | Schulbau Hamburg Einkauf/Vergabe, 
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg, 
Deutschland
Kontaktstelle(n): Einkauf/Vergabe 
Telefax: +49 / 40 / 4 27 31 - 01 43 
E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de
NUTS-Code: DE600
Internet-Adresse(n): 
Hauptadresse: http://www.hamburg.de/schulbau/ 

I.2)	 Gemeinsame Beschaffung

I.3)	 Kommunikation
Die Auftragsunterlagen stehen für einen unein-
geschränkten und vollständigen direkten Zugang 
gebührenfrei zur Verfügung unter:

http://www.hamburg.de/ 
lieferungen-und-leistungen/

Weitere Auskünfte erteilen/erteilt die oben ge
nannten Kontaktstellen
Angebote oder Teilnahmeanträge sind einzurei-
chen an die oben genannten Kontaktstellen

I.4)	 Art des öffentlichen Auftraggebers
Regional- oder Kommunalbehörde

I.5)	 Haupttätigkeit(en)
Allgemeine öffentliche Verwaltung

ABSCHNITT II: GEGENSTAND

II.1)	 Umfang der Beschaffung

II.1.1)	 Bezeichnung des Auftrags:
SBH VgV VV 027-17 PP Neubau und Sanierung 
inkl. Abriss am Standort Archenholzstraße 55, 
Hamburg –Objektplanung Leistungsphasen 5 bis 
8 gem. § 33 ff. HOAI.
Referenznummer der Bekanntmachung:  
SBH VgV VV 027-17 PP

II.1.2)	 CPV-Code Hauptteil
71240000

II.1.3)	 Art des Auftrags
Dienstleistungen

II.1.4)	 Kurze Beschreibung:
Die Freie und Hansestadt Hamburg hat zum 
1.1.2013 gemäß § 26 (1) Landeshaushaltsordnung 
den Landesbetrieb SBH | Schulbau Hamburg 

(nachstehend SBH genannt) gegründet. Dieser 
Landesbetrieb hat die Aufgabe, Schulimmobilien 
unter Berücksichtigung der schulischen Belange 
nach wirtschaftlichen Grundsätzen zu planen, zu 
bauen, zu unterhalten und zu bewirtschaften und 
die mehr als 400 Schulen an die Behörde für 
Schule und Berufsbildung (BSB) zu vermieten. 
Die Schulimmobilien umfassen sämtliche für 
schulische Zwecke genutzten Grundstücke und 
Gebäude der staatlichen und beruflichen Schu-
len. Die Grundstücksfläche beträgt etwa 9,1 Mio. 
m² und die Hauptnutzfläche etwa 3,1 Mio. m².
Im Weiteren siehe II.2.4.

II.1.5)	 Geschätzter Gesamtwert
Wert ohne MwSt.: 327.000,– Euro 

II.1.6)	 Angaben zu den Losen
Aufteilung des Auftrags in Lose: nein

II.2)	 Beschreibung

II.2.1)	 Bezeichnung des Auftrags:

II.2.2)	 Weitere(r) CPV-Code(s)
71240000

II.2.3)	 Erfüllungsort
NUTS-Code: DE600
Hauptort der Ausführung: Hamburg

II.2.4)	 Beschreibung der Beschaffung:
Die Grundschule Archenholzstraße liegt im 
Bezirk Mitte im Stadtteil Billstedt. Im Jahre 1965 
wurde die Schule zunächst als Grund-, Haupt- 
und Realschule gebaut. Seit 2010 handelt es sich 
um eine eigenständige, teilgebundene Ganztags-
schule mit Vorschule und Ganztagsangeboten für 
den Nachmittag.
Der Auftrag besteht aus folgenden Maßnahmen:
1. 	Sanierung des gesamten Standortes in Bauab-

schnitten mit Ausnahme des Fachklassentrak-
tes (Gebäude-Nr. 07) und der Sporthalle 
(Gebäude-Nr. 08 und 13).

2.	 Abriss aller eingeschossigen Wabenbauten 
(Gebäude-Nr. 10, 11 und 12) und Schaffung 
eines Ersatzneubaus mit ca. 1612 m² NGF 
gem. DIN 277 (Gebäude-Nr. 14).

3. 	Sanierung des Verwaltungsgebäudes (Gebäu-
de-Nr. 01), der zweigeschossigen Wabenbau-
ten (Gebäude-Nr. 05 und 06), des Hausmeis-
ter-Wohnhauses (Gebäude-Nr. 02), sowie Ab
riss der Pausenhalle (Gebäude-Nr. 03)

Die Sanierung und der Neubau sollen von 2018 
bis 2020 in mehreren Bauabschnitten umgesetzt 
werden. Insbesondere die Sanierung der Schule 
soll in mehreren Abschnitten und bei laufendem 
Schulbetrieb erfolgen.
Die vorgesehenen Kosten belaufen sich auf ca.  
6.870.000,– Euro (brutto) für die Gesamtmaß-
nahme (Sanierungund Ersatzneubau, KG 200 bis 
700 gem. DIN 276).
Die zu vergebenen Leistungen bestehen aus:
–	 Leistungsphasen 5 und 6 gem. § 34 HOAI, 

Objektplanung,
–	 Leistungsphasen 7 bis 8 gem. § 34 HOAI, 

Objektplanung als optionale Beauftragung 
durch Bestimmung des AG (ggf. in noch von 
dem Auftraggeber festzulegenden Stufen).
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–	 Besondere Leistungen in den Leistungspha-
sen 5 ff Objektplanung gemäß § 34 HOAI als 
optionale Beauftragung durch Festlegung des 
AG, ggf. in noch vom AG festzulegenden Stu-
fen.

Durch die Büros Schröder Architekten aus Bre-
men sowie Knack & Prell aus Hamburg wurden 
die vorherigen Leistungsphasen erbracht. Die 
vorgenannten Büros sind von der Teilnahme an 
dem vorliegenden Verfahren nicht ausgeschlos-
sen. Die Vorplanung sowie Kostenschätzung 
wird (teilweise) mit der Aufforderung zur Ange-
botsabgabe zur Verfügung gestellt werden.
Vertreter der Schule nehmen ggf. in beratender 
Funktion bzw. in der Funktion eines Sachver-
ständigen an der Angebotsverhandlung teil.
Die Vergabestelle lässt sich in der operativen 
Umsetzung dieses VgV-Verhandlungsverfahrens 
durch die WSP Deutschland AG, Niederlassung 
Hamburg, unterstützen und beratend begleiten.

II.2.5)	 Zuschlagskriterien
Die nachstehenden Kriterien
Qualitätskriterium – Name:  
Fachlicher Wert/Gewichtung: 25
Qualitätskriterium – Name:  
Qualität/Gewichtung: 20 
Qualitätskriterium – Name:  
Kundendienst/Gewichtung: 15 
Qualitätskriterium – Name:  
Ausführungszeitraum/Gewichtung: 10
Kostenkriterium – Name:  
Preis/Honorar/Gewichtung: 30

II.2.6)	 Geschätzter Wert
Wert ohne MwSt.: 327.000,– Euro

II.2.7)	 Laufzeit des Vertrags, der Rahmenvereinbarung 
oder des dynamischen Beschaffungssystems
Laufzeit in Monaten: 36
Dieser Auftrag kann verlängert werden: nein

II.2.9)	 Angabe zur Beschränkung der Zahl der Bewer-
ber, die zur Angebotsabgabe bzw. Teilnahme 
aufgefordert werden
Geplante Mindestzahl: 3
Höchstzahl: 5
Objektive Kriterien für die Auswahl der begrenz-
ten Zahl von Bewerbern:
Alle Bewerber, die einen Teilnahmeantrag frist-
gerecht eingereicht haben und die formellen 
Mindestkriterien/-anforderungen erfüllen, sind 
für die Wertung der Auswahlkriterien zugelas-
sen. Der Auftraggeber wählt anhand der erteilten 
Auskünfte über die Eignung der Bewerber sowie 
anhand der Auskünfte und Formalien, die zur 
Beurteilung der von diesen zu erfüllenden wirt-
schaftlichen und technischen Mindestanforde-
rungen erforderlich sind, unter den Bewerbern, 
die nicht ausgeschlossen wurden und die die 
genannten Anforderungen erfüllen, diejenigen 
aus, die er zur Verhandlung auffordert.
Die Auswahl erfolgt anhand der für den Leis-
tungsbereich der Objektplanung eingereichten 2 
Referenzprojekte, jeweils in den Kriterien: ver-
gleichbare Größe (0-2 Punkte), vergleichbare 
Bauaufgabe (0-4 Punkte), vergleichbares Leis-

tungsbild (0-4 Punkte), vergleichbare angestrebte 
Qualität (0-3 Punkte) und jeweils die Vorlage 
eines Referenzschreibens oder Referenzbestäti-
gung vom Bauherren (0-1 Punkt). Insgesamt kön-
nen mit den Referenzen zusammen maximal 28 
Punkte erreicht werden.
Um die eingereichten Referenzprojekte anhand 
der vorgegebenen Kriterien prüfen zu können ist 
es wichtig, die dafür notwendigen Parameter der 
Referenzprojekte zu benennen. Um Nachforde-
rungen zu vermeiden, bitten wir darum die Refe-
renzprojekte anhand der in den Bewerbungsbo-
gen vorgegebenen Formulare zudokumentieren.
Näheres hierzu siehe Abschnitt 3. des Auswahl-
bogens.
Der bei der Auswahl verwendete Auswahlbogen 
mit den formalen Kriterien, Mindestanforderun-
gen und Auswahlkriterien wird zusammen mit 
dem Bewerbungsbogen zur Verfügung gestellt. 
Erfüllen mehrere Bewerber gleichermaßen die 
Anforderungen und ist die Bewerberzahl nach 
einer objektiven Auswahl entsprechend der zu 
Grunde gelegten Kriterien zu hoch, behält sich 
die Vergabestelle vor, die Teilnehmeranzahl gem. 
§ 75 (6) VgVunter den verbliebenen Bewerbern 
zu losen.

II.2.10)	 Angaben über Varianten/Alternativangebote
Varianten/Alternativangebote sind zulässig: nein

II.2.11)	 Angaben zu Optionen
Optionen: ja
Beschreibung der Optionen:
–	 Leistungsphasen 7 bis 8 gem. § 34 HOAI, Ob

jektplanung als optionale Beauftragung durch 
Bestimmung des AG (ggf. in noch von dem 
Auftraggeber festzulegenden Stufen),

–	 Besondere Leistungen in den Leistungspha-
sen 5 ff Objektplanung gemäß § 34 HOAI als 
optionale Beauftragung durch Festlegung des 
AG, ggf. in noch vom AG festzulegenden Stu-
fen.

II.2.12)	 Angaben zu elektronischen Katalogen

II.2.13)	 Angaben zu Mitteln der Europäischen Union
Der Auftrag steht in Verbindung mit einem Vor-
haben und/oder Programm, das aus Mitteln der 
EU finanziert wird: nein

II.2.14)	 Zusätzliche Angaben
Bietergemeinschaften sind zugelassen, wenn 
jedes Mitglied der Bietergemeinschaft gesamt-
schuldnerisch haftet und dem Auftraggeber ein 
Ansprechpartner benannt und mit unbeschränk-
ter Vertretungsbefugnis ausgestattet wird.

ABSCHNITT III: RECHTLICHE,  
WIRTSCHAFTLICHE, FINANZIELLE  
UND TECHNISCHE ANGABEN

III.1)	 Teilnahmebedingungen

III.1.1)	 Befähigung zur Berufsausübung einschließlich 
Auflagen hinsichtlich der Eintragung in einem 
Berufs- oder Handelsregister
Auflistung und kurze Beschreibung der Bedin-
gungen:
–	 ausgefüllter Bewerberbogen, anzufordern bei 

der genannten Kontaktstelle;
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–	 Anlage 1A: Nachweis der Eintragung im 
Berufs- bzw. Handelsregister nach Maßgabe 
der jeweiligen Rechtsvorschrift (in Kopie);

–	 Anlage 1B: Eigenerklärung zur Zuverlässig-
keit (Vordruck);

–	 Anlage 1C: Eigenerklärung, ob und auf welche 
Art der Bewerber auf den Antrag bezogen in 
relevanter Weise mit anderen zusammenarbei-
tet (Vordruck);

–	 Anlage 1D: Eigenerklärung zur Verpflichtung 
gem. Verpflichtungsgesetz (Vordruck);

–	 Anlage 1E: Eigenerklärung zur Tariftreue und 
zur Zahlung eines Mindestlohnes gemäß 
Hamburgisches Vergabegesetz (Vordruck);

–	 Anlage 1F: Eigenerklärung Fortbildung mit 
dem Schwerpunkt der Vergaberechtsreform 
VOB mind. A / B (Vordruck);

–	 Anlage 1G: Eigenerklärung zur Bevollmächti-
gung des Vertreters bei Bietergemeinschaften 
(Vordruck);

–	 Anlage 1H: Eigenerklärung zu Auftragsteilen 
in einer Bietergemeinschaft (Vordruck);

–	 Anlage 1I: Erklärung über eine gesonderte 
Versicherung für Bietergemeinschaften (Vor-
druck);

–	 Anlage 1J: Eigenerklärung über die Leis-
tungsbereitstellung bei Unterauftragnehmern 
(Vordruck);

–	 Anlage 2A: Bescheinigung über eine abge-
schlossene Berufshaftpflichtversicherung mit 
den unter III.1.2 genannten Deckungssum-
men (Kopie), bei Bietergemeinschaften siehe 
Ziffer III.1.2;

–	 Anlage 3A: Nachweis der beruflichen Befähi-
gung und Erlaubnis der Berufsausübung 
(Kopie);

–	 Anlage 3B: Nachweis der beruflichen Qualifi-
kation der Projektleitung (einschlägiger Ab
schluss gem. § 1-3 und 5 HmbIngG );

–	 Anlage 3C1/3C2: Darstellung von zwei ver-
gleichbaren Referenzprojekten für Leistungen 
der Technischen Ausrüstung gem. § 53 ff 
HOAI (siehe II.2.9, III.1.3) mit Referenz-
schreiben.

Die aufgezählten Nachweise müssen aktuell (bis 
auf Kammerurkunden, Diplom-Urkunden und-
Referenzschreiben) nicht älter als 12 Monate und 
noch gültig sein. Mehrfachbeteiligungen in per-
sonell identischer Form werden nicht zugelassen. 
Bewerbungen per E-Mail sind nicht zulässig. Die 
Bewerbungsfrist ist zwingend einzuhalten. Die 
geforderten Unterlagen sind bei Bietergemein-
schaften für alle Mitglieder vorzulegen, wobei 
jedes Mitglied seine Eignung für die Leistung 
nachweisen muss, die es übernehmen soll; die 
Aufteilung ist anzugeben. Bei Bewerbungen mit 
Unterauftragnehmern sind die geforderten 
Unterlagen für den Bewerber sowie für alle 
Unterauftragnehmer vorzulegen.

Ausländische Bewerber können an der Stelle der 
geforderten Eignungsnachweise auch vergleich-
bare Nachweise vorlegen. Sie werden anerkannt, 
wenn die nach Maßgabe der Rechtsvorschriften 
des Staates, in dem das Unternehmen ansässig ist, 
erstellt wurden. Bestätigungen in anderen als der 

deutschen Sprache sind in Übersetzung vorzule-
gen. 

Das Format der Unterlagen darf DIN A3 nicht 
überschreiten. Die einzureichenden Unterlagen 
bitte deutlichsichtbar mit Ziffern und Buchsta-
ben in der im Bewerbungsbogen vorgegebenen 
Reihenfolge kennzeichnen. Für die geforderten 
Angaben sind die Vordrucke sowie der Bewer-
bungsbogen auszufüllen. Diese Unterlagen sind 
unter der folgenden Adresse herunterzuladen: 

http://www.hamburg.de/ 
lieferungen-und-leistungen/

Es sind nur Bewerbungen mit vollständig ausge-
fülltem und unterschriebenem Bewerbungsbo-
gen sowie der beigefügten Vordrucke und den 
darin geforderten Angaben und Anlagen einzu-
reichen. Der Bewerberbogen und die Vordrucke 
sind in den Originalen an den gekennzeichneten 
Stellen zu unterschreiben. Gescannte oder 
kopierte Unterschriften werden weder in Teil-
nahme- noch in Angebotsphase zugelassen. Die 
Vergabestelle behält sich vor, weitere Angaben zu 
fordern. Nachforderungen in der Bewerbungs- 
und Angebotsphase, die nicht fristgerecht einge-
hen, führen zum Ausschluss am weiteren Verfah-
ren. 

Die Bewerbung ist in einem als Teilnahmeantrag 
(mit Angabe der Vergabenummer und des Loses)
gekennzeichneten, verschlossenen Umschlag ein-
zureichen. Die Bewerbung und zugehörige 
Unterlagen werden nicht zurückgesandt. Der 
einzureichende Teilnahmeantrag ist nur mit der 
originalen Unterschrift (keine Scans, Kopien o. ä.) 
eines unterschriftsberechtigten Vertreters des 
Wirtschaftsteilnehmers gültig.

III.1.2)	 Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähig-
keit

Auflistung und kurze Beschreibung der Eig-
nungskriterien:

Aktueller Nachweis (nicht älter als 12 Monate 
und noch gültig) der Berufshaftpflichtversiche-
rung (mind. 1.500.000 Euro für Personenschä-
den, mind. 1.000.000 Euro für sonstige Schäden). 
Es ist der Nachweis zu erbringen, dass die Maxi-
mierung der Ersatzleistung mindestens das Zwei-
fache der Versicherungssumme beträgt.

Versicherungsnachweise bei Bietergemeinschaf-
ten müssen von jedem Mitglied einzeln und 
jeweils in voller Deckungshöhe nachgewiesen 
werden. Es ist der Nachweis zu erbringen, dass 
die Maximierung der Ersatzleistung mindestens 
das Zweifache der Versicherungssumme beträgt, 
d. h. die Versicherung muss bestätigen, dass für 
den Fall, dass bei dem Bewerber mehrere Versi-
cherungsfälle in einem Jahr eintreten (z. B. aus 
Verträgen mit anderen Auftraggebern), die Ober-
grenze für die Zahlungsverpflichtung der Versi-
cherung bei mindestens dem Zweifachen der 
obenstehenden Versicherungssummen liegt.

Mit den Bewerbungsunterlagen ist eine Erklä-
rung der Bietergemeinschaft einzureichen, im 
Auftragsfalle eine zusätzliche Versicherung 
gemeinsam mit allen Mitgliedern der Bieterge-
meinschaft abzuschließen. Eine Eigenerklärung 
ist als Nachweis zulässig. Die Eigenerklärung ist 
von jedem Mitglied der Bietergemeinschaft zu 
unterzeichnen.
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Möglicherweise geforderte Mindeststandards:

Erklärung über den Teilumsatz des Bewerbers 
für den Leistungsbereich Objektplanung gem. § 
33 ff HOAIin den letzten 3 Geschäftsjahren (je 
Jahr; 2014, 2015; 2016). Der durchschnittliche 
Jahresteilumsatz muss mindestens 350.000 Euro 
(netto) erreichen.

Sofern in Bietergemeinschaft bzw. mit Unterbe-
auftragungen angeboten wird, muss die Jahresge-
samtsumme aller Bieter der Gemeinschaft bzw. 
inkl. der Unterauftragnehmer zusammen den 
genannten Mindestwert erreichen. In der Erklä-
rung sind die Umsatzzahlen jeweils pro Mitglied 
der Bietergemeinschaft oder Unterbeauftragung 
einzeln anzugeben.

Um auch Berufsanfängern die Möglichkeit der 
Teilnahme am Verhandlungsverfahren zu eröff-
nen, sieht § 45 Abs. 5 VgV aus berechtigten Grün-
den (z. B. erst vor Kurzem erfolgte Unterneh-
mensgründung) vor, dass dieLeistungsfähigkeit 
durch andere, als geeignet erachtete Belege nach-
gewiesen werden kann (z. B. über dieHöhe des 
Haftungskapitals, Bürgschaftserklärungen Drit-
ter o. ä.).

III.1.3)	 Technische und berufliche Leistungsfähigkeit

Auflistung und kurze Beschreibung der Eig-
nungskriterien:

(A) Nachweis der Befähigung zur Berufsaus-
übung: Architekt/-in gem. § 75 (1) VgV

(B) Nachweis der beruflichen Befähigung des 
Bewerbers, der für die Leistung vorgesehenen 
Personen, hier: Abgeschlossenes Studium der 
Fachrichtung Architektur oder Bauingenieurwe-
sen (mindestens FH).

(C) Nachweis der erbrachten Leistungen für zwei 
Projekte für den Leistungsbereich Objektpla-
nung gem. § 33 ff HOAI:

Die Erfahrung aus vergleichbaren Projekten mit 
den zusätzlichen Anforderungen der abschnitts-
weisen Bearbeitung einer Sanierung im laufen-
den Betrieb und nachgehendem Ersatzneubau 
über mehrere Jahre zeigt, dass der in § 46 Abs. 3 
VgV vorgegebene Zeitraum von höchstens 3 Jah-
ren das Teilnehmerfeld stark eingrenzt. Um 
einen Wettbewerb zu gewährleisten, wird der 
Betrachtungszeitraum auf 6 Jahre erhöht.

Die Projekte müssen innerhalb der vergangenen 
6 Jahre (Stichtag 1.1.2011) mit dem Abschluss der 
Leistungsphase 8 und einer Übergabe an die Nut-
zer realisiert worden sein.

Entsprechende Referenzen sind unter der Angabe 
der Projektbeschreibung, Angabe der erbrachten 
Leistungen gem. HOAI (Leistungsbild und Leis-
tungsphasen), Angabe des Leistungszeitraums 
von Beginn bis Abschluss Leistungsphase 8 und 
Übergabe an den Nutzer, Angabe der Baukosten 
(KG 300+400 gem. DIN 276) und NGF (gem. 
DIN 277), der Nennung der maßgeblich beteilig-
ten Projektleiter/in und ggf. beteiligte Unterauf-
tragnehmer/ARGE-Partner, der Nennung des 
Bauherren mit Ansprechpartner und Telefon-
nummer und Referenzschreiben oder Referenz-
bestätigung des Bauherren einzureichen.

Die vergleichbaren Referenzprojekte sind auf 
maximal je einem Blatt DIN A3 detailliert vorzu-
stellen.

Aus den Referenzen soll die Qualifikation des 
Bewerbers hinsichtlich Erfahrung mit vergleich-
baren Projekten ersichtlich werden.
Möglicherweise geforderte Mindeststandards:
(C) Mit den Referenzen ist zwingend eine Erfah-
rung mit öffentlichen Auftraggebern nachzuwei-
sen.
(D) Angabe der im Jahresdurchschnitt beschäf-
tigten Mitarbeiter (inklusive Führungskräfte) 
mit der entsprechenden fachlichen Qualifikation 
der letzten 3 Jahre (2014, 2015, 2016). Hiervon 
sind im Bereich Objektplanung gem. § 33 ff 
HOAI mind. 4 festangestellte Architekten bzw. 
Absolventen der Fachrichtung Architektur 
(mind. FH) inkl. Büroinhaber, Geschäftsführer 
etc. im Durchschnitt der letzten 3 Jahre nachzu-
weisen.

III.1.5)	 Angaben zu vorbehaltenen Aufträgen

III.2)	 Bedingungen für den Auftrag

III.2.1)	 Angaben zu einem besonderen Berufsstand
Die Erbringung der Dienstleistung ist einem 
besonderen Berufsstand vorbehalten.
Verweis auf die einschlägige Rechts- oder Ver-
waltungsvorschrift:
Geforderte Berufsqualifikation gem. § 75 (1) VgV.
Als Berufsqualifikation wird der Beruf Architekt/
in für die Leistungen gem. § 33 ff HOAI gefor-
dert. Juristische Personen sind zugelassen, wenn 
sie für die Durchführung der Aufgabe verant-
wortliche Berufsangehörige gemäß vorangegan-
genem Satz benennen.

III.2.2)	 Bedingungen für die Ausführung des Auftrags:
Die Durchführung der Leistungen soll gem. § 73 
(3) VgV unabhängig von Ausführungs- und Lie-
ferinteressen erfolgen.
Der Auftragnehmer sowie sämtliche mit der Aus-
führung befassten Beschäftigten desselben wer-
den nach Maßgabe des Gesetzes über die förmli-
che Verpflichtung nicht beamteter Personen (Ver
pflichtungsgesetz) vom 2.3.1974, geändert durch 
das Gesetz vom 15.8.1974, durch die zuständige 
Stelle der Auftraggeberin gesondert verpflichtet.

III.2.3)	 Für die Ausführung des Auftrags verantwortli-
ches Personal 

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1)	 Beschreibung

IV.1.1)	 Verfahrensart
Verhandlungsverfahren

IV.1.3)	 Angaben zur Rahmenvereinbarung oder zum 
dynamischen Beschaffungssystem

IV.1.4)	 Angaben zur Verringerung der Zahl der Wirt-
schaftsteilnehmer oder Lösungen im Laufe der 
Verhandlung bzw. des Dialogs

IV.1.5)	 Angaben zur Verhandlung

IV.1.6)	 Angaben zur elektronischen Auktion

IV.1.8)	 Angaben zum Beschaffungsübereinkommen 
(GPA)
Der Auftrag fällt unter das Beschaffungsüberein-
kommen: ja 
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IV.2)	 Verwaltungsangaben

IV.2.1)	 Frühere Bekanntmachung zu diesem Verfahren

IV.2.2)	 Schlusstermin für den Eingang der Angebote 
oder Teilnahmeanträge

Tag: 27. November 2017

Ortszeit: 14.00 Uhr

IV.2.3)	 Voraussichtlicher Tag der Absendung der Auf-
forderungen zur Angebotsabgabe bzw. zur Teil-
nahme an ausgewählte Bewerber

IV.2.4)	 Sprache(n), in der (denen) Angebote oder Teil-
nahmeanträge eingereicht werden können:

Deutsch

IV.2.6)	 Bindefrist des Angebots

IV.2.7)	 Bedingungen für die Öffnung der Angebote

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN

VI.1)	 Angaben zur Wiederkehr des Auftrags

Dies ist ein wiederkehrender Auftrag: nein

VI.2)	 Angaben zu elektronischen Arbeitsabläufen

VI.3)	 Zusätzliche Angaben:

Bekanntmachung sowie Vergabeunterlagen fin-
den Sie auf der Zentralen Veröffentlichungsplatt-
form unter: 

http://www.hamburg.de/ 
lieferungen-und-leistungen

Hinter dem Wort „LINK“ sind dort die Bewer-
bungsunterlagen für die hier jeweils ausgeschrie-
bene Leistung zum Download kostenfrei hinter-
legt. Es erfolgt kein Versand der Bewerbungsun-
terlagen per Post oder E-Mail.

Fragen und Antworten während der Bewer-
bungsphase werden nur in anonymisierter Form 
auf der vorgenannten Plattform sowie auf der 
folgenden Homepage veröffentlicht:

http://www.hamburg.de/fb/vgv-ausschreibungen/

Ein Versand der Fragen und Antworten während 
der Bewerbungsphase per E-Mail erfolgt nicht.

Weitere vorläufige Termine des dem Teilnahme-
wettbewerb anschließenden Verhandlungsverfah
rens: Versendung der Angebotsaufforderung  
50. KW 2017; Einreichung der Honorarangebote 
4. KW 2018; Verhandlungsgespräche 6. KW 2018.

Der zu schließende Vertrag unterliegt dem Ham-
burgischen Transparenzgesetz (HmbTG). Bei 
Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen wird 
er nach Maßgabe der Vorschriften des HmbTG 
im Informationsregister veröffentlicht. Unab-
hängig von einer möglichen Veröffentlichung 
kann der Vertrag Gegenstand von Auskunftsan-
trägen nach dem HmbTG sein.

VI.4)	 Rechtsbehelfsverfahren/Nachprüfungsverfahren

VI.4.1)	 Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/Nachprü-
fungsverfahren 

Vergabekammer bei der Behörde  
für Stadtentwicklung und Wohnen Hamburg 
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg, 
Deutschland 
Telefax: +49 / 40 / 4 27 31 - 04 99

VI.4.2)	 Zuständige Stelle für Schlichtungsverfahren

VI.4.3)	 Einlegung von Rechtsbehelfen
Genaue Angaben zu den Fristen für die Einle-
gung von Rechtsbehelfen:
Die Vergabekammer leitet gemäß § 160 Abs. 1 
GWB ein Nachprüfungsverfahren nur auf Antrag 
ein. Der Antrag ist gemäß § 160 Abs. 3 Nr. 1-4 
GWB unzulässig, soweit
1. 	der Antragsteller den geltend gemachten Ver-

stoß gegen Vergabevorschriften vor Einrei-
chen des Nachprüfungsantrags erkannt und 
gegenüber dem Auftraggeber nicht innerhalb 
einer Frist von 10 Kalendertagen gerügt hat;

2. 	Verstöße gegen Vergabevorschriften, die auf-
grund der Bekanntmachung erkennbar sind, 
nicht spätestens bis zum Ablauf der in der 
Bekanntmachung benannten Frist zur Ange-
botsabgabe gegenüber dem Auftraggeber 
gerügt werden,

3. 	Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst 
in den Vergabeunterlagen erkennbar sind, 
nicht spätestens bis zum Ablauf der Frist zur 
Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegen-
über dem Auftraggeber gerügt werden,

4. 	mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der 
Mitteilung des Auftraggebers, einer Rüge 
nicht abhelfen zu wollen, vergangen sind.

VI.4.4)	 Stelle, die Auskünfte über die Einlegung von 
Rechtsbehelfen erteilt
SBH | Schulbau Hamburg, Rechtsabteilung U 1, 
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg, 
Deutschland 
E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de 
Telefax: +49 / 40 / 4 27 31 - 01 43

VI.5)	 Tag der Absendung dieser Bekanntmachung:
26. Oktober 2017

Hamburg, den 1. November 2017

Die Finanzbehörde 894

Deutschland-Hamburg: 
Wartung von Aufzugsanlagen 2017/S 206-425530

Auftragsbekanntmachung
Dienstleistungen

Richtlinie 2014/24/EU

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

I.1)	 Name und Adressen
Freie und Hansestadt Hamburg,  
FB SBH | Schulbau Hamburg, 
Einkauf/Vergabe,  
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg, 
Deutschland
Kontaktstelle(n): Einkauf/Vergabe
E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de 
Telefax: +49 / 40 / 4 27 31 - 01 43
NUTS-Code: DE600
Internet-Adresse(n):
Hauptadresse: http://www.hamburg.de/schulbau/

I.2)	 Gemeinsame Beschaffung

I.3)	 Kommunikation
Die Auftragsunterlagen stehen für einen unein-
geschränkten und vollständigen direkten Zugang 
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gebührenfrei zur Verfügung unter: http://www.
hamburg.de/ausschreibungen.

Weitere Auskünfte erteilen/erteilt die oben ge
nannten Kontaktstellen.

Angebote oder Teilnahmeanträge sind einzurei-
chen an die oben genannten Kontaktstellen. 

I.4)	 Art des öffentlichen Auftraggebers

Regional- oder Kommunalbehörde

I.5)	 Haupttätigkeit(en)

Allgemeine öffentliche Verwaltung

ABSCHNITT II: GEGENSTAND

II.1)	 Umfang der Beschaffung

II.1.1)	 Bezeichnung des Auftrags:

SBH VgV OV 036-17 DK – Zentraler Wartungs- 
und Notrufvertrag für Aufzugsanlagen in 5 Lo- 
sen.  

Referenznummer der Bekanntmachung:

SBH VgV OV 036-17 DK

II.1.2)	 CPV-Code Hauptteil: 50750000

II.1.3)	 Art des Auftrags: Dienstleistungen

II.1.4)	 Kurze Beschreibung:

	 SBH | Schulbau Hamburg hat als Landesbetrieb 
der Freien und Hansestadt Hamburg (nachste-
hend SBH genannt) die Aufgabe, die Schulimmo-
bilien unter Berücksichtigung der schulischen 
Belange nach wirtschaftlichen Grundsätzen zu 
planen, zu bauen, zu unterhalten und zu bewirt-
schaften und die mehr als 400 Schulen an die 
Behörde für Schule und Berufsbildung (BSB) zu 
vermieten.

	 Die GMH | Gebäudemanagement Hamburg 
GmbH (nachstehend GMH genannt) ist ein städ-
tisches Unternehmen, welches für mehr als 50 
Schulen im Süden Hamburgs die Dienstleistun-
gen des Baus, des Betriebes und der Bewirtschaf-
tung wahrnimmt.

	 Die Freie und Hansestadt Hamburg, Finanzbe-
hörde, SBH und die GMH als Auftraggeber (AG) 
vergeben die Wartung sowie den Stördienst und 
die Notrufbereitschaft auf Grundlage eines zent-
ralen Wartungsvertrages.

Mit dieser Ausschreibung beabsichtigen die Auf-
traggeber Leistungen für insgesamt über alle 
Lose ca. 233 Aufzugsanlagen zu vergeben.

Die Leistungen beinhalten die regelmäßige War-
tung und Inspektion der Aufzugsanlagen, die 
Gewährleistung eines Stördienstes sowie die 
Sicherstellung der Notrufweiterleitung aus dem 
Fahrkorb an eine ständig besetzte Stelle einschl. 
der Notbefreiung von eingeschlossenen Perso-
nen.

Weitere Bestandteile der zu vergebenden Leis-
tungen sind die Organisation und Begleitung von 
gesetzlich wiederkehrenden Prüfungen für Auf-
zugsanlagen einschl. der Bereitstellung von Prüf-
mitteln sowie bei Bedarf die Wartung von instal-
lierten RWA-Anlagen/Schachtentrauchungen in 
Aufzugsschächten.

Die Leistungen werden in 5 Losen vergeben.

Es können Angebote für ein, für mehrere oder für 
alle Lose eingereicht werden, jedoch kann ein 
Bieter den Zuschlag für max. 2 Lose erhalten. Die 
Limitierung erfolgt, wenn festgestellt wird, dass 
ein Bieter auf mehr als 2 Lose das wirtschaft-
lichste Angebot abgegeben hat.
In diesem Fall erfolgt die Vergabe der Lose an die 
Bieter so, dass der AG den geringstmöglichen 
Gesamtpreis – bezogen auf alle Lose – realisieren 
kann.

II.1.5)	 Geschätzter Gesamtwert
Wert ohne MwSt.: 2.630.000,– Euro

II.1.6)	 Angaben zu den Losen
Aufteilung des Auftrags in Lose: ja
Angebote sind möglich für maximale Anzahl an 
Losen: 5

II.2)	 Beschreibung
II.2.1)	 Bezeichnung des Auftrags
	 Los 1 – Regionen Mitte und Altona

II.2.2)	 Weitere(r) CPV-Code(s): �71630000, 50750000
II.2.3)	 Erfüllungsort

NUTS-Code: DE60
Hauptort der Ausführung:  
Hamburg, Regionen Mitte und Altona mit 
ca. 48 Aufzugsanlagen.

II.2.4)	 Beschreibung der Beschaffung:
	 siehe Ziffer II.1.4

II.2.5)	 Zuschlagskriterien
Die nachstehenden Kriterien:
Qualitätskriterium – Name:
Qualitätskonzept gemäß Wertungsmatrix/Ge
wichtung: 40
Preis – Gewichtung: 60

II.2.6)	 Geschätzter Wert
Wert ohne MwSt.: 508.000,– Euro

II.2.7)	 Laufzeit des Vertrags, der Rahmenvereinbarung 
oder des dynamischen Beschaffungssystems
Laufzeit in Monaten: 36
Dieser Auftrag kann verlängert werden: ja
Beschreibung der Verlängerungen:
Option der einmaligen Verlängerung um 12 Mo
nate.
Der AG zeigt mind. 6 Monate vor Ablauf der 
Vertragslaufzeit das Vertragsende schriftlich an. 
Ansonsten gilt das Vertragsende mit Option.

II.2.10)	 Angaben über Varianten/Alternativangebote
Varianten/Alternativangebote sind zulässig: nein

II.2.11)	 Angaben zu Optionen
Optionen: nein

II.2.12)	 Angaben zu elektronischen Katalogen

II.2.13)	 Angaben zu Mitteln der Europäischen Union
Der Auftrag steht in Verbindung mit einem Vor-
haben und/oder Programm, das aus Mitteln der 
EU finanziert wird: nein

II.2.14)	 Zusätzliche Angaben
Die Öffnung der Angebote ist NICHT öffentlich.
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II.2.1)	 Bezeichnung des Auftrags
	 Los 2 – Regionen Eimsbüttel und Bergedorf

II.2.2)	 Weitere(r) CPV-Code(s): �71630000, 50750000
II.2.3)	 Erfüllungsort

NUTS-Code: DE60
Hauptort der Ausführung:  
Hamburg, Regionen Eimsbüttel und Bergedorf 
mit ca. 43 Aufzugsanlagen.

II.2.4)	 Beschreibung der Beschaffung:
	 siehe Ziffer II.1.4

II.2.5)	 Zuschlagskriterien
Die nachstehenden Kriterien:
Qualitätskriterium – Name:
Qualitätskonzept gemäß Wertungsmatrix/Ge
wichtung: 40
Preis – Gewichtung: 60

II.2.6)	 Geschätzter Wert
Wert ohne MwSt.: 519.000,– Euro

II.2.7)	 Laufzeit des Vertrags, der Rahmenvereinbarung 
oder des dynamischen Beschaffungssystems
Laufzeit in Monaten: 36
Dieser Auftrag kann verlängert werden: ja
Option der einmaligen Verlängerung um 12 Mo
nate
Der AG zeigt mind. 6 Monate vor Ablauf der 
Vertragslaufzeit das Vertragsende schriftlich an. 
Ansonsten gilt das Vertragsende mit Option.

II.2.10)	 Angaben über Varianten/Alternativangebote
Varianten/Alternativangebote sind zulässig: nein

II.2.11)	 Angaben zu Optionen
Optionen: nein

II.2.12)	 Angaben zu elektronischen Katalogen

II.2.13)	 Angaben zu Mitteln der Europäischen Union
Der Auftrag steht in Verbindung mit einem Vor-
haben und/oder Programm, das aus Mitteln der 
EU finanziert wird: nein

II.2.14)	 Zusätzliche Angaben
Die Öffnung der Angebote ist NICHT öffentlich.

II.2.1)	 Bezeichnung des Auftrags
	 Los 3 – Regionen Wandsbek Nord und Nord

II.2.2)	 Weitere(r) CPV-Code(s): �71630000, 50750000
II.2.3)	 Erfüllungsort

NUTS-Code: DE60
Hauptort der Ausführung:  
Hamburg, Regionen Wandsbek Nord und Nord 
mit ca. 49 Aufzugsanlagen.

II.2.4)	 Beschreibung der Beschaffung:
	 siehe Ziffer II.1.4

II.2.5)	 Zuschlagskriterien
Die nachstehenden Kriterien:
Qualitätskriterium – Name:
Qualitätskonzept gemäß Wertungsmatrix/Ge
wichtung: 40
Preis – Gewichtung: 60

II.2.6)	 Geschätzter Wert
Wert ohne MwSt.: 980.000,– Euro

II.2.7)	 Laufzeit des Vertrags, der Rahmenvereinbarung 
oder des dynamischen Beschaffungssystems
Laufzeit in Monaten: 36
Dieser Auftrag kann verlängert werden: ja
Beschreibung der Verlängerungen:
Option der einmaligen Verlängerung um 12 Mo
nate.
Der AG zeigt mind. 6 Monate vor Ablauf der 
Vertragslaufzeit das Vertragsende schriftlich an. 
Ansonsten gilt das Vertragsende mit Option.

II.2.10)	 Angaben über Varianten/Alternativangebote
Varianten/Alternativangebote sind zulässig: nein

II.2.11)	 Angaben zu Optionen
Optionen: nein

II.2.12)	 Angaben zu elektronischen Katalogen

II.2.13)	 Angaben zu Mitteln der Europäischen Union
Der Auftrag steht in Verbindung mit einem Vor-
haben und/oder Programm, das aus Mitteln der 
EU finanziert wird: nein

II.2.14)	 Zusätzliche Angaben
Die Öffnung der Angebote ist NICHT öffentlich.

II.2.1)	 Bezeichnung des Auftrags

	 Los 4 – Regionen Wandsbek Süd und HIBB 
(Berufsschulen, überregional)

II.2.2)	 Weitere(r) CPV-Code(s): �71630000, 50750000
II.2.3)	 Erfüllungsort

NUTS-Code: DE60
Hauptort der Ausführung:  
Hamburg, Regionen Wandsbek Süd und HIBB 
(Berufsschulen, überregional) mit 
ca. 53 Aufzugsanlagen.

II.2.4)	 Beschreibung der Beschaffung:
	 siehe Ziffer II.1.4

II.2.5)	 Zuschlagskriterien
Die nachstehenden Kriterien:
Qualitätskriterium – Name:
Qualitätskonzept gemäß Wertungsmatrix/Ge
wichtung: 40
Preis – Gewichtung: 60

II.2.6)	 Geschätzter Wert
Wert ohne MwSt.: 590.000,– Euro

II.2.7)	 Laufzeit des Vertrags, der Rahmenvereinbarung 
oder des dynamischen Beschaffungssystems
Laufzeit in Monaten: 36
Dieser Auftrag kann verlängert werden: ja
Beschreibung der Verlängerungen:
Option der einmaligen Verlängerung um 12 Mo
nate.
Der AG zeigt mind. 6 Monate vor Ablauf der 
Vertragslaufzeit das Vertragsende schriftlich an. 
Ansonsten gilt das Vertragsende mit Option.

II.2.10)	 Angaben über Varianten/Alternativangebote
Varianten/Alternativangebote sind zulässig: nein
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II.2.11)	 Angaben zu Optionen
Optionen: nein

II.2.12)	 Angaben zu elektronischen Katalogen

II.2.13)	 Angaben zu Mitteln der Europäischen Union
Der Auftrag steht in Verbindung mit einem Vor-
haben und/oder Programm, das aus Mitteln der 
EU finanziert wird: nein

II.2.14)	 Zusätzliche Angaben
Die Öffnung der Angebote ist NICHT öffentlich.

II.2.1)	 Bezeichnung des Auftrags
	 Los 5 – Region Süd (GMH)

II.2.2)	 Weitere(r) CPV-Code(s): �71630000, 50750000

II.2.3)	 Erfüllungsort
NUTS-Code: DE60
Hauptort der Ausführung: Hamburg, Region 
Süd (GMH) mit ca. 40 Aufzugsanlagen.

II.2.4)	 Beschreibung der Beschaffung:
	 siehe Ziffer II.1.4

II.2.5)	 Zuschlagskriterien
Die nachstehenden Kriterien:
Qualitätskriterium – Name:
Qualitätskonzept gemäß Wertungsmatrix/Ge
wichtung: 40
Preis – Gewichtung: 60

II.2.6)	 Geschätzter Wert
Wert ohne MwSt.: 542.000,– Euro

II.2.7)	 Laufzeit des Vertrags, der Rahmenvereinbarung 
oder des dynamischen Beschaffungssystems
Laufzeit in Monaten: 36
Dieser Auftrag kann verlängert werden: ja
Beschreibung der Verlängerungen:
Option der einmaligen Verlängerung um 12 Mo
nate.
Der AG zeigt mind. 6 Monate vor Ablauf der 
Vertragslaufzeit das Vertragsende schriftlich an. 
Ansonsten gilt das Vertragsende mit Option.

II.2.10)	 Angaben über Varianten/Alternativangebote
Varianten/Alternativangebote sind zulässig: nein

II.2.11)	 Angaben zu Optionen
Optionen: nein

II.2.12)	 Angaben zu elektronischen Katalogen

II.2.13)	 Angaben zu Mitteln der Europäischen Union
Der Auftrag steht in Verbindung mit einem Vor-
haben und/oder Programm, das aus Mitteln der 
EU finanziert wird: nein

II.2.14)	 Zusätzliche Angaben
Die Öffnung der Angebote ist NICHT öffentlich.

ABSCHNITT III: RECHTLICHE,  
WIRTSCHAFTLICHE, FINANZIELLE  
UND TECHNISCHE ANGABEN

III.1)	 Teilnahmebedingungen

III.1.1)	 Befähigung zur Berufsausübung einschließlich 
Auflagen hinsichtlich der Eintragung in einem 
Berufs- oder Handelsregister

Auflistung und kurze Beschreibung der Bedin-
gungen:

	 Nachweis über den Eintrag im Handelsregister 
nach Maßgabe der jeweiligen Rechtsvorschrift 
(gültig und den aktuellen Stand abbildend).

III.1.2)	 Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähig-
keit
Auflistung und kurze Beschreibung der Eig-
nungskriterien:
–	 Ausgefüllte und unterzeichnete Eigenerklä-

rung Mindestlohn,
–	 Bescheinigung in Steuersachen (hier: Unbe-

denklichkeitsbescheinigung von dem zustän-
digen Finanzamt, gültig und nicht älter als 12 
Monate),

–	 Nachweis über die geleisteten Sozialabgaben 
(Unbedenklichkeitsbescheinigung der zustän-
digen KV oder BG, gültig und nicht älter als 
12 Monate),

–	 Versicherungsnachweis der Betriebshaft-
pflichtversicherung für Personen-, Sach-, 
Umwelt-, Bearbeitungs- und Vermögensschä-
den mit Angabe der Versicherungssummen 
(gültig und nicht älter als 12 Monate),

–	 Umsätze der letzten drei abgeschlossenen 
Geschäftsjahre.

III.1.3)	 Technische und berufliche Leistungsfähigkeit
Auflistung und kurze Beschreibung der Eig-
nungskriterien:
–	 Konzeptbeschreibung bzw. Darstellung von 

Prozessen und Abläufen sowie zur Herange-
hensweise zur Ausführung der Wartungs- und 
Inspektionsleistungen einschl. Muster War-
tungscheckliste, die Gewährleistung des Stör-
dienstes sowie Sicherstellung der Notrufbe-
reitschaft (Hinweis: keine Firmenprospekte, 
Flyer o.ä.). Mit dem Konzept möchte der AG 
Informationen vom Bieter erhalten zu: 
Durchführung und Fähigkeiten (Leistungsfä-
higkeit und Sicherstellung der Wartung und 
der Leistungen zur Störungsbeseitigung sowie 
Notrufbereitschaft; Arbeitsplanung, Vertre-
tung bei Krankheit, Urlaub etc.) Dokumenta-
tion (Maßnahmen zur Qualitätssicherung der 
ausgeführten Wartungsleistungen und -Tätig-
keiten) Stördienst und Notfallmanagement 
(Erreichbarkeit/Verfügbarkeit Personal, Orga-
nisation, Reaktionszeiten, Prozessablauf ab 
Meldung Störung bzw. ab Eingang Notruf; 
Funktionsüberprüfung)

–	 Unterzeichnete Betriebsanweisung „Vorbeu-
gender Unfall- und Gefahrenschutz“

–	 Mindestens drei Referenzen die nicht älter als 
drei Jahre sind, über vergleichbare Projekte 
mit Angabe der jeweils zuständigen Auftrag-
geber sowie die vollständigen Kontaktdaten 
der eingereichten Referenzen.

–	 Aufstellung der qualifizierten Mitarbeiter für 
die Jahre 2014, 2015 und 2016 (Angaben zur 
Anzahl sowie zu den ausführenden Mitarbei-
tern, die für die Ausführung der Leistungen 
gemäß Leistungsbeschreibung und -verzeich-
nis vorgesehen sind, einschl. von Nachweisen 
über deren Fach- und Sachkunde (z.B. Fort-
bildungen, erworbene Zusatzqualifikationen, 
Berufsausbildung und -erfahrung, Kennt-
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nisse/Fähigkeiten zu Aufzugsanlagen und 
-steuerungen herstellerübergreifend). Der AG 
legt Wert darauf Informationen zu Kenntnis-
sen und Fähigkeiten des Bieters zu erhalten, 
die die Kompetenzen und die Fähigkeiten im 
Umgang mit geschlossenen (nicht allgemein 
zugänglich und herstellerabhängig) Aufzugs-
steuerungen plausibel belegen.

–	 Möglicherweise geforderte Mindeststandards: 
Mindestanforderung zur Mitarbeiterzahl zum 
Erhalt eines Loses siehe Punkt 3. der Leis-
tungsbeschreibung.

III.1.5)	 Angaben zu vorbehaltenen Aufträgen

III.2)	 Bedingungen für den Auftrag

III.2.1.)	 Angaben zu einem besonderen Berufsstand

III.2.2)	 Bedingungen für die Ausführung des Auftrags:

III.2.3)	 Für die Ausführung des Auftrags verantwortli-
ches Personal 

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1)	 Beschreibung

IV.I.1)	 Verfahrensart
Offenes Verfahren

IV.1.3)	 Angaben zur Rahmenvereinbarung oder zum 
dynamischen Beschaffungssystem

IV.1.4)	 Angaben zur Verringerung der Zahl der Wirt-
schaftsteilnehmer oder Lösungen im Laufe der 
Verhandlung bzw. des Dialogs

IV.1.6)	 Angaben zur elektronischen Auktion

IV.1.8)	 Angaben zum Beschaffungsübereinkommen (GPA)
Der Auftrag fällt unter das Beschaffungsüberein-
kommen: ja 

IV.2)	 Verwaltungsangaben

IV.2.1)	 Frühere Bekanntmachung zu diesem Verfahren

IV.2.2)	 Schlusstermin für den Eingang der Angebote 
oder Teilnahmeanträge
28. November 2017, 13.00 Uhr

IV.2.3)	 Voraussichtlicher Tag der Absendung der Auf-
forderungen zur Angebotsabgabe bzw. zur Teil-
nahme an ausgewählte Bewerber

IV.2.4)	 Sprache(n), in der (denen) Angebote oder Teil-
nahmeanträge eingereicht werden können
Deutsch

IV.2.6)	 Bindefrist des Angebots
Das Angebot muss gültig bleiben bis:
1. Februar 2018

IV.2.7)	 Bedingungen für die Öffnung der Angebote
28. November 2017, 13.00 Uhr
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg
Angaben über befugte Personen und das Öff-
nungsverfahren: Die Öffnung der Angebote ist 
nicht öffentlich.

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN

VI.1)	 Angaben zur Wiederkehr des Auftrags
Dies ist ein wiederkehrender Auftrag: nein

VI.2)	 Angaben zu elektronischen Arbeitsabläufen

VI.3)	 Zusätzliche Angaben:

Die Bekanntmachung sowie die Vergabeunterla-
gen finden Sie auf der Zentralen Veröffentli-
chungsplattform unter:

http://www.hamburg.de/bauleistungen

Hinter dem Wort „LINK“ sind dort die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leis-
tung zum Download kostenfrei hinterlegt.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen 
per Post oder E-Mail.

Fragen und Antworten während des Verfahrens 
werden ebenfalls auf der Zentralen Veröffentli-
chungsplattform bekannt gemacht. Ein Versand 
per E-Mail erfolgt nicht.

Der zu schließende Vertrag unterliegt dem Ham-
burgischen Transparenzgesetz (HmbTG). Bei 
Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen wird 
er nach Maßgabe der Vorschriften des HmbTG 
im Informationsregister veröffentlicht. Unab-
hängig von einer möglichen Veröffentlichung 
kann der Vertrag Gegenstand von Auskunftsan-
trägen nach dem HmbTG sein.

VI.4)	 Rechtsbehelfsverfahren/Nachprüfungsverfahren

VI.4.1)	 Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/Nachprü-
fungsverfahren 

Vergabekammer der Finanzbehörde, 
Große Bleichen 27, 20354 Hamburg, 
Deutschland 
Telefax: +49 / 40 / 4 28 23 - 20 20

VI.4.2)	 Zuständige Stelle für Schlichtungsverfahren

VI.4.3)	 Einlegung von Rechtsbehelfen

Genaue Angaben zu den Fristen für die Einle-
gung von Rechtsbehelfen:

Die Vergabekammer leitet gemäß § 160 Abs. 1 
GWB ein Nachprüfungsverfahren nur auf Antrag 
ein. Der Antrag ist gemäß § 160 Abs. 3 Nr. 1-4 
GWB unzulässig, soweit

1.	 der Antragsteller den geltend gemachten Ver-
stoß gegen Vergabevorschriften vor Einrei-
chen des Nachprüfungsantrags erkannt und 
gegenüber dem Auftraggeber nicht innerhalb 
einer Frist von zehn Kalendertagen gerügt 
hat;

2.	 Verstöße gegen Vergabevorschriften, die auf-
grund der Bekanntmachung erkennbar sind, 
nicht spätestens bis zum Ablauf der in der 
Bekanntmachung benannten Frist zur Ange-
botsabgabe gegenüber dem Auftraggeber ge
rügt werden,

3.	 Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst 
in den Vergabeunterlagen erkennbar sind, 
nicht spätestens bis zum Ablauf der Frist zur 
Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegen-
über dem Auftraggeber gerügt werden,

4.	 mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der 
Mitteilung des Auftraggebers, einer Rüge 
nicht abhelfen zu wollen, vergangen sind.

VI.4.4)	 Stelle, die Auskünfte über die Einlegung von 
Rechtsbehelfen erteilt

FB SBH | Schulbau Hamburg,  
Rechtsabteilung U 1, 
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An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg, 
Deutschland

E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de 
Telefax: +49 / 40 / 4 27 31 - 01 43

VI.5)	 Tag der Absendung dieser Bekanntmachung:

23. Oktober 2017

Hamburg, den 26. Oktober 2017

Die Finanzbehörde� 895

Auftragsbekanntmachung

Bauauftrag

Richtlinie 2014/24/EU

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

I.1)	 Name und Adressen

Freie und Hansestadt Hamburg,  
FB SBH | Schulbau Hamburg, 
Einkauf/Vergabe,  
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg, 
Deutschland

Kontaktstelle(n): Einkauf/Vergabe

E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de 
Telefax: +49 / 40 / 4 27 31 - 01 43

NUTS-Code: DE600

Internet-Adresse(n):

Hauptadresse: http://www.hamburg.de/schulbau/

I.2)	 Gemeinsame Beschaffung

I.3)	 Kommunikation

Die Auftragsunterlagen stehen für einen unein-
geschränkten und vollständigen direkten Zugang 
gebührenfrei zur Verfügung unter: http://www.
hamburg.de/ausschreibungen.

Weitere Auskünfte erteilen/erteilt die oben ge
nannten Kontaktstellen.

Angebote oder Teilnahmeanträge sind einzurei-
chen an die oben genannten Kontaktstellen. 

I.4)	 Art des öffentlichen Auftraggebers

Regional- oder Kommunalbehörde

I.5)	 Haupttätigkeit(en)

Allgemeine öffentliche Verwaltung

ABSCHNITT II: GEGENSTAND

II.1)	 Umfang der Beschaffung

II.1.1)	 Bezeichnung des Auftrags:

SBH VOB OV 087-17 LG – Brehmweg 60 in 
22527 Hamburg, Zubau für die STS Stellingen – 
hier: Förderanlagen.

Referenznummer der Bekanntmachung:

SBH VOB OV 087-17 LG

II.1.2)	 CPV-Code Hauptteil: 45214220

II.1.3)	 Art des Auftrags: Bauauftrag

II.1.4)	 Kurze Beschreibung:

Der Neubau mit 21 Klassenräumen wird am 
Standort des abgerissenen Klassengebäudes Typ 
„Wabe“ realisiert.

Der Standort befindet sich auf dem Grundstück 
der Stadtteilschule Stellingen in Hamburg an der 
Zufahrt von der Hagenbeckstraße.
Der Kopf des Neubaus legt sich an das Ende der 
Schulallee und findet im Hauptzugang zum 
Gebäude seinen Endpunkt.
Der Schulhofbereich, der sich an der Schulachse, 
der Bestandsbebauung und der ehemaligen Wabe 
ergeben hat, bleibt hierbei erhalten.

II.1.5)	 Geschätzter Gesamtwert
Wert ohne MwSt.: 36.000,– Euro

II.1.6)	 Angaben zu den Losen
Aufteilung des Auftrags in Lose: nein

II.2)	 Beschreibung

II.2.1)	 Bezeichnung des Auftrags

II.2.2)	 Weitere(r) CPV-Code(s): �45313000

II.2.3)	 Erfüllungsort
NUTS-Code: DE600
Hauptort der Ausführung:  
Brehmweg 60 in 22527 Hamburg.

II.2.4)	 Beschreibung der Beschaffung:
Personenaufzug mit drei Haltestellen.

II.2.5)	 Zuschlagskriterien
Die nachstehenden Kriterien: Preis

II.2.6)	 Geschätzter Wert
Wert ohne MwSt.: 36.000,– Euro

II.2.7)	 Laufzeit des Vertrags, der Rahmenvereinbarung 
oder des dynamischen Beschaffungssystems
Laufzeit in Monaten: 13
Dieser Auftrag kann verlängert werden: nein

II.2.10)	 Angaben über Varianten/Alternativangebote
Varianten/Alternativangebote sind zulässig: nein

II.2.11)	 Angaben zu Optionen
Optionen: nein

II.2.12)	 Angaben zu elektronischen Katalogen

II.2.13)	 Angaben zu Mitteln der Europäischen Union
Der Auftrag steht in Verbindung mit einem Vor-
haben und/oder Programm, das aus Mitteln der 
EU finanziert wird: nein

II.2.14)	 Zusätzliche Angaben
Voraussichtlicher Ausführungstermin:  
ca. Mai 2018 bis Mai 2019.

ABSCHNITT III: RECHTLICHE,  
WIRTSCHAFTLICHE, FINANZIELLE  
UND TECHNISCHE ANGABEN

III.1)	 Teilnahmebedingungen

III.1.1)	 Befähigung zur Berufsausübung einschließlich 
Auflagen hinsichtlich der Eintragung in einem 
Berufs- oder Handelsregister
Auflistung und kurze Beschreibung der Bedin-
gungen:
Verweis auf Eintragung im Verein für Präqualifi-
kation von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikati-
onsverzeichnis) unter Angabe der Nummer
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ODER:
Nachweis über den Eintrag im Handelsregister 
nach Maßgabe der jeweiligen Rechtsvorschrift 
bzw. Nachweis des Eintrags in der Handwerker-
rolle zum Nachweis der Fachkunde (gültig und 
den aktuellen Stand abbildend).

III.1.2)	 Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähig-
keit
Auflistung und kurze Beschreibung der Eig-
nungskriterien:
Verweis auf Eintragung im Verein für Präqualifi-
kation von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikati-
onsverzeichnis) unter Angabe der Nummer 
ODER:
–	 Nachweis über die geleisteten Sozialabgaben 

(gültig und nicht älter als 12 Monate).
–	 Bescheinigung in Steuersachen (gültig und 

nicht älter als 12 Monate)
–	 Umsätze aus den letzten drei abgeschlossenen 

Geschäftsjahren gem. § 6a EU Nr. 2c Satz 1 
VOB/A

UND:
–	 gültige Freistellungsbescheinigung
Möglicherweise geforderte Mindeststandards:
Der durchschnittliche Jahresumsatz über die 
letzten 3 abgeschlossenen Geschäftsjahre, die 
angegebenen werden, muss mindestens das Ein-
fache der Schätzkosten der ausgeschriebenen 
Leistung erreichen.

III.1.3)	 Technische und berufliche Leistungsfähigkeit
Auflistung und kurze Beschreibung der Eig-
nungskriterien:
Verweis auf Eintragung im Verein für Präqualifi-
kation von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikati-
onsverzeichnis) unter Angabe der Nummer 
ODER:
mindestens 3 Referenzen gem. § 6 a EU Nr. 3 a 
VOB/A zu vergleichbaren Leistungen, nicht älter 
als drei Jahre.

III.1.5)	 Angaben zu vorbehaltenen Aufträgen

III.2)	 Bedingungen für den Auftrag

III.2.2)	 Bedingungen für die Ausführung des Auftrags:

III.2.3)	 Für die Ausführung des Auftrags verantwortli-
ches Personal 

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1)	 Beschreibung

IV.I.1)	 Verfahrensart
Offenes Verfahren

IV.1.3)	 Angaben zur Rahmenvereinbarung oder zum 
dynamischen Beschaffungssystem

IV.1.4)	 Angaben zur Verringerung der Zahl der Wirt-
schaftsteilnehmer oder Lösungen im Laufe der 
Verhandlung bzw. des Dialogs

IV.1.6)	 Angaben zur elektronischen Auktion

IV.1.8)	 Angaben zum Beschaffungsübereinkommen (GPA)
Der Auftrag fällt unter das Beschaffungsüberein-
kommen: ja 

IV.2)	 Verwaltungsangaben

IV.2.1)	 Frühere Bekanntmachung zu diesem Verfahren

IV.2.2)	 Schlusstermin für den Eingang der Angebote 
oder Teilnahmeanträge
5. Dezember 2017, 10.00 Uhr

IV.2.3)	 Voraussichtlicher Tag der Absendung der Auf-
forderungen zur Angebotsabgabe bzw. zur Teil-
nahme an ausgewählte Bewerber

IV.2.4)	 Sprache(n), in der (denen) Angebote oder Teil-
nahmeanträge eingereicht werden können
Deutsch

IV.2.6)	 Bindefrist des Angebots
Das Angebot muss gültig bleiben bis:
5. Februar 2018

IV.2.7)	 Bedingungen für die Öffnung der Angebote
5. Dezember 2017, 10.00 Uhr
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg
Angaben über befugte Personen und das Öff-
nungsverfahren: Die Öffnung der Angebote ist 
nicht öffentlich.

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN

VI.1)	 Angaben zur Wiederkehr des Auftrags
Dies ist ein wiederkehrender Auftrag: nein

VI.2)	 Angaben zu elektronischen Arbeitsabläufen

VI.3)	 Zusätzliche Angaben:
Die Bekanntmachung sowie die Vergabeunterla-
gen finden Sie auf der Zentralen Veröffentli-
chungsplattform unter:
http://www.hamburg.de/bauleistungen
Hinter dem Wort „LINK“ sind dort die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leis-
tung zum Download kostenfrei hinterlegt.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen 
per Post oder E-Mail.
Fragen und Antworten während des Verfahrens 
werden ebenfalls auf der Zentralen Veröffentli-
chungsplattform bekannt gemacht. Ein Versand 
per E-Mail erfolgt nicht.
Bietergemeinschaften sind zugelassen, wenn 
jedes Mitglied der Bietergemeinschaft gesamt-
schuldnerisch haftet und dem Auftraggeber ein 
Ansprechpartner benannt und mit unbeschränk-
ter Vertretungsbefugnis ausgestattet wird.
Der zu schließende Vertrag unterliegt dem Ham-
burgischen Transparenzgesetz (HmbTG). Bei 
Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen wird 
er nach Maßgabe der Vorschriften des HmbTG 
im Informationsregister veröffentlicht. Unab-
hängig von einer möglichen Veröffentlichung 
kann der Vertrag Gegenstand von Auskunftsan-
trägen nach dem HmbTG sein.

VI.4)	 Rechtsbehelfsverfahren/Nachprüfungsverfahren

VI.4.1)	 Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/Nachprü-
fungsverfahren 
Vergabekammer bei der  
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen, 
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg, 
Deutschland 
Telefax: +49 / 40 / 4 27 31 - 04 99
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VI.4.2)	 Zuständige Stelle für Schlichtungsverfahren

VI.4.3)	 Einlegung von Rechtsbehelfen

Genaue Angaben zu den Fristen für die Einle-
gung von Rechtsbehelfen:

Die Vergabekammer leitet gemäß § 160 Abs. 1 
GWB ein Nachprüfungsverfahren nur auf Antrag 
ein. Der Antrag ist gemäß § 160 Abs. 3 Nr. 1-4 
GWB unzulässig, soweit

1.	 der Antragsteller den geltend gemachten Ver-
stoß gegen Vergabevorschriften vor Einrei-
chen des Nachprüfungsantrags erkannt und 
gegenüber dem Auftraggeber nicht innerhalb 
einer Frist von zehn Kalendertagen gerügt 
hat;

2.	 Verstöße gegen Vergabevorschriften, die auf-
grund der Bekanntmachung erkennbar sind, 
nicht spätestens bis zum Ablauf der in der 
Bekanntmachung benannten Frist zur Ange-
botsabgabe gegenüber dem Auftraggeber ge
rügt werden,

3.	 Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst 
in den Vergabeunterlagen erkennbar sind, 
nicht spätestens bis zum Ablauf der Frist zur 
Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegen-
über dem Auftraggeber gerügt werden,

4.	 mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der 
Mitteilung des Auftraggebers, einer Rüge 
nicht abhelfen zu wollen, vergangen sind.

VI.4.4)	 Stelle, die Auskünfte über die Einlegung von 
Rechtsbehelfen erteilt

FB SBH | Schulbau Hamburg,  
Rechtsabteilung U 1, 
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg, 
Deutschland

E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de 
Telefax: +49 / 40 / 4 27 31 - 01 43

VI.5)	 Tag der Absendung dieser Bekanntmachung:

27. Oktober 2017

Hamburg, den 1. November 2017

Die Finanzbehörde� 896

Auftragsbekanntmachung

Bauauftrag

Richtlinie 2014/24/EU

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

I.1)	 Name und Adressen

Freie und Hansestadt Hamburg,  
FB SBH | Schulbau Hamburg, 
Einkauf/Vergabe,  
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg, 
Deutschland

Kontaktstelle(n): Einkauf/Vergabe

E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de 
Telefax: +49 / 40 / 4 27 31 - 01 43

NUTS-Code: DE600

Internet-Adresse(n):

Hauptadresse: http://www.hamburg.de/schulbau/

I.2)	 Gemeinsame Beschaffung

I.3)	 Kommunikation

Die Auftragsunterlagen stehen für einen unein-
geschränkten und vollständigen direkten Zugang 
gebührenfrei zur Verfügung unter: http://www.
hamburg.de/ausschreibungen.

Weitere Auskünfte erteilen/erteilt die oben ge
nannten Kontaktstellen.

Angebote oder Teilnahmeanträge sind einzurei-
chen an die oben genannten Kontaktstellen. 

I.4)	 Art des öffentlichen Auftraggebers

Regional- oder Kommunalbehörde

I.5)	 Haupttätigkeit(en)

Allgemeine öffentliche Verwaltung

ABSCHNITT II: GEGENSTAND

II.1)	 Umfang der Beschaffung

II.1.1)	 Bezeichnung des Auftrags:

SBH VOB OV 084-17 CR – Brehmweg 60 in 
22527 Hamburg, Zubau für die STS Stellingen – 
hier: Blitzschutzanlage, Fernmelde- u. IT-Anla-
gen, Starkstromanlagen, Gebäudeautomation.

Referenznummer der Bekanntmachung:

SBH VOB OV 084-17 CR

II.1.2)	 CPV-Code Hauptteil: 45214220

II.1.3)	 Art des Auftrags: Bauauftrag

II.1.4)	 Kurze Beschreibung:

Der Neubau mit 21 Klassenräumen wird am Stand-
ort des abgerissenen Klassengebäudes Typ „Wabe“ 
realisiert.

Der Standort befindet sich auf dem Grundstück 
der Stadtteilschule Stellingen in Hamburg an der 
Zufahrt von der Hagenbeckstraße.

Der Kopf des Neubaus legt sich an das Ende der 
Schulallee und findet im Hauptzugang zum 
Gebäude seinen Endpunkt.

Der Schulhofbereich, der sich an der Schulachse, 
der Bestandsbebauung und der ehemaligen Wabe 
ergeben hat, bleibt hierbei erhalten.

II.1.5)	 Geschätzter Gesamtwert

Wert ohne MwSt.: 316.000,– Euro

II.1.6)	 Angaben zu den Losen

Aufteilung des Auftrags in Lose: ja

Angebote sind möglich für maximale Anzahl an 
Losen: 4

II.2)	 Beschreibung

II.2.1)	 Bezeichnung des Auftrags

Blitzschutzanlage

Los-Nr.: 1

II.2.2)	 Weitere(r) CPV-Code(s): 45312310, 31216100

II.2.3)	 Erfüllungsort

NUTS-Code: DE6

Hauptort der Ausführung:

Brehmweg 60, 22527 Hamburg.

II.2.4)	 Beschreibung der Beschaffung:

–	 500 m Fundament und Ringerder,
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–	 250 m Gebäudeableitung,
–	 400 m Auffangleitung.

II.2.5)	 Zuschlagskriterien
Die nachstehenden Kriterien: Preis 

II.2.6)	 Geschätzter Wert
Wert ohne MwSt.: 12.000,– Euro

II.2.7)	 Laufzeit des Vertrags, der Rahmenvereinbarung 
oder des dynamischen Beschaffungssystems
Laufzeit in Monaten: 13
Dieser Auftrag kann verlängert werden: nein

II.2.10)	 Angaben über Varianten/Alternativangebote
Varianten/Alternativangebote sind zulässig: nein

II.2.11)	 Angaben zu Optionen
Optionen: nein

II.2.12)	 Angaben zu elektronischen Katalogen

II.2.13)	 Angaben zu Mitteln der Europäischen Union
Der Auftrag steht in Verbindung mit einem Vor-
haben und/oder Programm, das aus Mitteln der 
EU finanziert wird: nein

II.2.14)	 Zusätzliche Angaben
Voraussichtlicher Ausführungszeitraum:  
ca. Mai 2018 bis Ende Mai 2019.

II.2)	 Beschreibung

II.2.1)	 Bezeichnung des Auftrags
Fernmelde- und Informationstechnische Anlagen
Los-Nr.: 2

II.2.2)	 Weitere(r) CPV-Code(s): 45314000

II.2.3)	 Erfüllungsort
NUTS-Code: DE6
Hauptort der Ausführung:
Brehmweg 60, 22527 Hamburg.

II.2.4)	 Beschreibung der Beschaffung:
–	 250 m LWL-Datennetz,
–	 200 Datendosen,
–	 11 km Kabelnetz,
–	 ELA-Anlage 80 LS,
–	 Hausalarm 40 Taster.

II.2.5)	 Zuschlagskriterien
Die nachstehenden Kriterien: Preis

II.2.6)	 Geschätzter Wert
Wert ohne MwSt.: 86.000,– Euro

II.2.7)	 Laufzeit des Vertrags, der Rahmenvereinbarung 
oder des dynamischen Beschaffungssystems
Laufzeit in Monaten: 13
Dieser Auftrag kann verlängert werden: nein

II.2.10)	 Angaben über Varianten/Alternativangebote
Varianten/Alternativangebote sind zulässig: nein

II.2.11)	 Angaben zu Optionen
Optionen: nein

II.2.12)	 Angaben zu elektronischen Katalogen

II.2.13)	 Angaben zu Mitteln der Europäischen Union
Der Auftrag steht in Verbindung mit einem Vor-
haben und/oder Programm, das aus Mitteln der 
EU finanziert wird: nein

II.2.14)	 Zusätzliche Angaben
Voraussichtlicher Ausführungszeitraum:  
ca. Mai 2018 bis Ende Mai 2019.

II.2)	 Beschreibung

II.2.1)	 Bezeichnung des Auftrags
Starkstromanlagen
Los-Nr.: 3

II.2.2)	 Weitere(r) CPV-Code(s): �31321000, 45232200

II.2.3)	 Erfüllungsort
NUTS-Code: DE6
Hauptort der Ausführung:
Brehmweg 60, 22527 Hamburg.

II.2.4)	 Beschreibung der Beschaffung:
–	 Sicherheitsbeleuchtungsanlage mit Einzelbat-

terieleuchten,
–	 24 km Kabel, NSHV und 2 UV,
–	 640 Installationskomponenten,
–	 390 Leuchten montieren.

II.2.5)	 Zuschlagskriterien
Die nachstehenden Kriterien: Preis

II.2.6)	 Geschätzter Wert
Wert ohne MwSt.: 212.000,– Euro

II.2.7)	 Laufzeit des Vertrags, der Rahmenvereinbarung 
oder des dynamischen Beschaffungssystems
Laufzeit in Monaten: 13
Dieser Auftrag kann verlängert werden: nein

II.2.10)	 Angaben über Varianten/Alternativangebote
Varianten/Alternativangebote sind zulässig: nein

II.2.11)	 Angaben zu Optionen
Optionen: nein

II.2.12)	 Angaben zu elektronischen Katalogen

II.2.13)	 Angaben zu Mitteln der Europäischen Union
Der Auftrag steht in Verbindung mit einem Vor-
haben und/oder Programm, das aus Mitteln der 
EU finanziert wird: nein

II.2.14)	 Zusätzliche Angaben
Voraussichtlicher Ausführungszeitraum:  
ca. Mai 2018 bis Ende Mai 2019.

II.2)	 Beschreibung

II.2.1)	 Bezeichnung des Auftrags
Gebäudeautomation
Los-Nr.: 4

II.2.2)	 Weitere(r) CPV-Code(s): �30232700, 45311200, 
45311000

II.2.3)	 Erfüllungsort
NUTS-Code: DE6
Hauptort der Ausführung:
Brehmweg 60, 22527 Hamburg.
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II.2.4)	 Beschreibung der Beschaffung:
–	 Ca. 105 m² Treppengeländer aus Flachstahl,
–	 ca. 115 lfm Handläufe aus Stahl-Rundrohr,
–	 1 St. Stahl-Feuerschutztor F90 ca. 3,42 m x 260 m.

II.2.5)	 Zuschlagskriterien
Die nachstehenden Kriterien: Preis

II.2.6)	 Geschätzter Wert
Wert ohne MwSt.: 6.000,– Euro

II.2.7)	 Laufzeit des Vertrags, der Rahmenvereinbarung 
oder des dynamischen Beschaffungssystems
Laufzeit in Monaten: 13
Dieser Auftrag kann verlängert werden: nein

II.2.10)	 Angaben über Varianten/Alternativangebote
Varianten/Alternativangebote sind zulässig: nein

II.2.11)	 Angaben zu Optionen
Optionen: nein

II.2.12)	 Angaben zu elektronischen Katalogen

II.2.13)	 Angaben zu Mitteln der Europäischen Union
Der Auftrag steht in Verbindung mit einem Vor-
haben und/oder Programm, das aus Mitteln der 
EU finanziert wird: nein

II.2.14)	 Zusätzliche Angaben
Voraussichtlicher Ausführungszeitraum:  
ca. Mai 2018 bis Ende Mai 2019.

ABSCHNITT III: RECHTLICHE,  
WIRTSCHAFTLICHE, FINANZIELLE  
UND TECHNISCHE ANGABEN

III.1)	 Teilnahmebedingungen

III.1.1)	 Befähigung zur Berufsausübung einschließlich 
Auflagen hinsichtlich der Eintragung in einem 
Berufs- oder Handelsregister
Auflistung und kurze Beschreibung der Bedin-
gungen:
Verweis auf Eintragung im Verein für Präqualifi-
kation von Bauunternehmen e. V. (Präqualifika-
tionsverzeichnis) unter Angabe der Nummer 
oder:
Nachweis über den Eintrag im Handelsregister 
nach Maßgabe der jeweiligen Rechtsvorschrift 
bzw. Nachweis des Eintrags in der Handwerker-
rolle zum Nachweis der Fachkunde (gültig und 
den aktuellen Stand abbildend).

III.1.2)	 Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähig-
keit
Auflistung und kurze Beschreibung der Eig-
nungskriterien:
–	 Verweis auf Eintragung im Verein für Präqua-

lifikation von Bauunternehmen e.V. (Präqua-
lifikationsverzeichnis) unter Angabe der 
Nummer oder:

–	 Nachweis über die geleisteten Sozialabgaben 
(gültig und nicht älter als 12 Monate).

–	 Bescheinigung in Steuersachen (gültig und 
nicht älter als 12 Monate).

–	 Umsätze aus den letzten 3 abgeschlossenen 
Geschäftsjahren gem. § 6a EU Nr. 2c Satz 1 
VOB/A

und:
–	 gültige Freistellungsbescheinigung.
Möglicherweise geforderte Mindeststandards: 
Der durchschnittliche Jahresumsatz über die 
letzten 3 abgeschlossenen Geschäftsjahre, die 
angegebenen werden, muss mindestens das Ein-
fache der Schätzkosten der ausgeschriebenen 
Leistung pro Los erreichen.

III.1.3)	 Technische und berufliche Leistungsfähigkeit
Auflistung und kurze Beschreibung der Eig-
nungskriterien:
–	 Verweis auf Eintragung im Verein für Präqua-

lifikation von Bauunternehmen e.V. (Präqua-
lifikationsverzeichnis) unter Angabe der 
Nummer oder mindestens 3 Referenzen gem. 
§ 6a EU Nr. 3a VOB/A zu vergleichbaren Leis-
tungen – nicht älter als 3 Jahre.

III.1.5)	 Angaben zu vorbehaltenen Aufträgen

III.2)	 Bedingungen für den Auftrag

III.2.2)	 Bedingungen für die Ausführung des Auftrags:

III.2.3)	 Für die Ausführung des Auftrags verantwortli-
ches Personal 

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1)	 Beschreibung

IV.I.1)	 Verfahrensart
Offenes Verfahren

IV.1.3)	 Angaben zur Rahmenvereinbarung oder zum 
dynamischen Beschaffungssystem

IV.1.4)	 Angaben zur Verringerung der Zahl der Wirt-
schaftsteilnehmer oder Lösungen im Laufe der 
Verhandlung bzw. des Dialogs

IV.1.6)	 Angaben zur elektronischen Auktion

IV.1.8)	 Angaben zum Beschaffungsübereinkommen (GPA)
Der Auftrag fällt unter das Beschaffungsüberein-
kommen: ja 

IV.2)	 Verwaltungsangaben

IV.2.1)	 Frühere Bekanntmachung zu diesem Verfahren

IV.2.2)	 Schlusstermin für den Eingang der Angebote 
oder Teilnahmeanträge
5. Dezember 2017, 10.00 Uhr

IV.2.3)	 Voraussichtlicher Tag der Absendung der Auf-
forderungen zur Angebotsabgabe bzw. zur Teil-
nahme an ausgewählte Bewerber

IV.2.4)	 Sprache(n), in der (denen) Angebote oder Teil-
nahmeanträge eingereicht werden können
Deutsch

IV.2.6)	 Bindefrist des Angebots
Das Angebot muss gültig bleiben bis:
5. Februar 2018

IV.2.7)	 Bedingungen für die Öffnung der Angebote
5. Dezember 2017, 10.00 Uhr
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg
Angaben über befugte Personen und das Öff-
nungsverfahren: Die Öffnung der Angebote ist 
nicht öffentlich.
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ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN

VI.1)	 Angaben zur Wiederkehr des Auftrags
Dies ist ein wiederkehrender Auftrag: nein

VI.2)	 Angaben zu elektronischen Arbeitsabläufen

VI.3)	 Zusätzliche Angaben:
Die Bekanntmachung sowie die Vergabeunterla-
gen finden Sie auf der Zentralen Veröffentli-
chungsplattform unter:

http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „LINK“ sind dort jeweils pro 
Los die Vergabeunterlagen für für die hier ausge-
schriebenen Leistungen zum Download kosten-
frei hinterlegt.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen 
per Post oder E-Mail.
Fragen und Antworten während des Verfahrens 
werden ebenfalls auf der Zentralen Veröffentli-
chungsplattform bekannt gemacht. Ein Versand 
per E-Mail erfolgt nicht.
Bietergemeinschaften sind zugelassen, wenn 
jedes Mitglied der Bietergemeinschaft gesamt-
schuldnerisch haftet und dem Auftraggeber ein 
Ansprechpartner benannt und mit unbeschränk-
ter Vertretungsbefugnis ausgestattet wird.
Der zu schließende Vertrag unterliegt dem Ham-
burgischen Transparenzgesetz (HmbTG). Bei 
Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen wird 
er nach Maßgabe der Vorschriften des HmbTG 
im Informationsregister veröffentlicht. Unab-
hängig von einer möglichen Veröffentlichung 
kann der Vertrag Gegenstand von Auskunfts
anträgen nach dem HmbTG sein.

VI.4)	 Rechtsbehelfsverfahren/Nachprüfungsverfahren

VI.4.1)	 Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/Nachprü-
fungsverfahren 
Vergabekammer bei der Behörde 
für Stadtentwicklung und Wohnen 
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg  
Deutschland 
Telefax: +49 / 40 / 4 27 31 04 99

VI.4.2)	 Zuständige Stelle für Schlichtungsverfahren

VI.4.3)	 Einlegung von Rechtsbehelfen
Genaue Angaben zu den Fristen für die Einle-
gung von Rechtsbehelfen:
Die Vergabekammer leitet gemäß § 160 Abs. 1 
GWB ein Nachprüfungsverfahren nur auf Antrag 
ein. Der Antrag ist gemäß § 160 Abs. 3 Nr. 1-4 
GWB unzulässig, soweit
1.	 der Antragsteller den geltend gemachten Ver-

stoß gegen Vergabevorschriften vor Einrei-
chen des Nachprüfungsantrags erkannt und 
gegenüber dem Auftraggeber nicht innerhalb 
einer Frist von zehn Kalendertagen gerügt 
hat;

2.	 Verstöße gegen Vergabevorschriften, die auf-
grund der Bekanntmachung erkennbar sind, 
nicht spätestens bis zum Ablauf der in der 
Bekanntmachung benannten Frist zur Ange-
botsabgabe gegenüber dem Auftraggeber ge
rügt werden,

3.	 Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst 
in den Vergabeunterlagen erkennbar sind, 

nicht spätestens bis zum Ablauf der Frist zur 
Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegen-
über dem Auftraggeber gerügt werden,

4.	 mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der 
Mitteilung des Auftraggebers, einer Rüge 
nicht abhelfen zu wollen, vergangen sind.

VI.4.4)	 Stelle, die Auskünfte über die Einlegung von 
Rechtsbehelfen erteilt
SBH | Schulbau Hamburg, Rechtsabteilung U 1, 
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg, 
Deutschland
E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de 
Telefax: +49 / 40 / 4 27 31 - 01 43

VI.5)	 Tag der Absendung dieser Bekanntmachung:
30. Oktober 2017

Hamburg, den 2. November 2017

Die Finanzbehörde� 897

Öffentliche Ausschreibung

a)	 SBH | Schulbau Hamburg,  
Einkauf/Vergabe,  
Ausschreibungsmanagement VOB (U 42) 
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg, 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43, 
E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de  
Internet:  
http://www.hamburg.de/fb/sbh-ausschreibungen/

b)	 Öffentliche Ausschreibung nach der Vergabe- und  
Vertragsordnung für Bauleistungen – Teil A (VOB/A).
Vergabenummer: SBH VOB ÖA 118-17 VP

c)	 Vergabeunterlagen werden nur elektronisch zur Verfü-
gung gestellt.
Es werden nur schriftliche Angebote (in Papierform) 
akzeptiert.

d)	 Ausführung von Bauleistungen
e)	 Baumacker 10 in 22523 Hamburg
f)	 Die Freie und Hansestadt Hamburg, SBH Schulbau 

Hamburg, plant die Sanierung der Klassengebäude 04, 
05 sowie des Verwaltungsgebäudes auf der Liegenschaft 
der Max-Traeger-Schule, Baumacker 10 in 22523 Ham-
burg. Es handelt sich um separate, zweigeschossige Ge
bäude aus den 1960er Jahren (Typenbauten). Die Klas-
sengebäude haben je vier Klassenräume, beim Gebäude 
04 werden zwei Räume als Mensa genutzt. Die Klassen-
häuser haben eine Grundfläche von 33 x 9 m, die Verwal-
tung hat eine Grundfläche von 29 x 12 m. Die Klassen-
häuser 04/05 werden in 2 Bauabschnitten, aufeinander 
folgend saniert, die Sanierung der Verwaltung läuft par-
allel. Die Sanierungsmaßnahmen erfolgen ab Februar 
2018 bis einschließlich September 2018. Während dieser 
Zeit werden die Gebäude nicht schulisch genutzt.

	 Hier: �Los 1: Rohbauarbeiten  
Los 2: Schadstoffsanierung  
Los 3: Kunststofffenster und Stahltüren

HINWEIS: Der zu schließende Vertrag unterliegt dem 
Hamburgischen Transparenzgesetz (HmbTG). Bei Vor-
liegen der gesetzlichen Voraussetzungen wird er nach 
Maßgabe der Vorschriften des HmbTG im Informa
tionsregister veröffentlicht. Unabhängig von einer mög-
lichen Veröffentlichung kann der Vertrag Gegenstand 
von Auskunftsanträgen nach dem HmbTG sein.

g)	 Entfällt
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h)	 Aufteilung in Lose: ja

Angebote sind möglich für mehrere Lose.

Los 1: Rohbauarbeiten 
Klassenhäuser 04/05 (zusammengefasst):

–	 Baustelleneinrichtung

–	 ca. 80 m² Sanitärräume entkernen m. Trennwänden, 
Estrich u. Fliesen, Sanitärobjekten

–	 ca. 200 m² Reinigung u. Sanierung Mauerwerk innen

–	 ca. 440 m Innendämmung Fensterstürze

–	 ca. 300 m² Innenputz

–	 ca. 80 m² Estrich Sanitärbereiche

Verwaltung:

–	 Abbruch Sanitärobjekte, -trennwände in 5 Räumen

–	 ca. 180 m² Reinigung u. Sanierung Mauerwerk innen 
und außen

–	 ca. 70 m Innendämmung Fensterstürze

–	 ca. 300 m² Abbruch Bodenbelag Linoleum

–	 ca. 203 m² Innenputz

–	 ca. 150 m² Betonteile sanieren, Kleinstflächen

Los 2: Schadstoffsanierung 
Klassenhäuser 04/05 (zusammengefasst):

–	 ca. 840 m² Gipskarton-Akustikdecke mit KMF-
Dämmauflage

–	 ca. 80 Stk. Holzblenden zwischen Fenstern mit 
KMF-Dämmung

–	 ca. 400 m² Bodenbelag Linoleum, asbesthaltig

Verwaltung:

–	  ca. 385 m² Gipskarton-Akustikdecke mit KMF-
Dämmauflage

–	 ca. 100 m² Innenputz mit Asbest

Los 3: Kunststofffenster und Stahltüren 
Klassenhäuser 04/05 (zusammengefasst):

–	 ca. 68 Stk. Kunststofffenster

–	 1 Stk. Haupteingangstür 1 Stck

–	 ca. 80 Stk. Bestandsfenster überholen

Verwaltung:

–	 ca. 39 Stk. Kunststofffenster

–	 2 Stk. Eingangstür

–	 ca. 34 Stk. Bestandsfenster überholen

i)	 Beginn der Ausführung (sofern möglich): 
Los 1 ca. Februar 2018  
Los 2 ca. Februar 2018  
Los 3 ca. Februar 2018

Fertigstellung oder Dauer der Ausführung: 
Los 1 ca. August 2018  
Los 2 ca. Juli 2018  
Los 3 ca. Juli 2018

j)	 Nebenangebote sind nicht zugelassen.

k)	 Die Bekanntmachung sowie die Vergabeunterlagen fin-
den Sie sowohl auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: 

	 http://www.hamburg.de/bauleistungen/ 

	 als auch auf der Homepage des Landesbetriebes SBH |  
Schulbau Hamburg unter: 

	 http://www.hamburg.de/fb/sbh-ausschreibungen/.

Hinter „LINK Los 1“, „LINK Los 2“ und „LINK Los 3“ 
sind dort die Vergabeunterlagen für die hier ausge-

schriebene Leistung zum Download kostenfrei hinter-
legt.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Fragen und Antworten während des Verfahrens werden 
ebenfalls auf der Zentralen Veröffentlichungsplattform 
bekannt gemacht. Ein Versand per E-Mail erfolgt nicht.

l)	 Entfällt – es erfolgt kein Versand der Unterlagen.
m)	Entfällt
n)	 Die Angebote können bis zum 24. November 2017, 10.00 

Uhr für Los 1, bis zum 24. November 2017, 10.30 Uhr für 
Los 2 und bis zum 24. November 2017, 11.00 Uhr für 
Los 3, eingereicht werden.

o)	 Anschrift, an die die Angebote zu richten (und/oder ggf. 
elektronisch zu übermitteln) sind:
SBH | Schulbau Hamburg,  
Einkauf/Vergabe,  
Ausschreibungsmanagement VOB (U 42) 
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg

p)	 Die Angebote sind in deutscher Sprache abzufassen.
q)	 Ablauf der Angebotsfrist für Los 1 am 24. November 

2017 um 10.00 Uhr, für Los 2 am 24. November 2017 um 
10.30 Uhr und für Los 3 am 24. November 2017 um 11.00 
Uhr.
Öffnungstermin an der Anschrift der lit. o): für Los 1 am 
24. November 2017 um 10.00 Uhr, für Los 2 am 24. No
vember 2017 um 10.30 Uhr und für Los 3 am 24. Novem-
ber 2017 um 11.00 Uhr.
Bei der Öffnung der Angebote dürfen Bieter und ihre 
Bevollmächtigten anwesend sein.

r)	 Geforderte Sicherheiten: siehe Vergabeunterlagen.
s)	 Zahlungsbedingungen: siehe Vergabeunterlagen.
t)	 Die Rechtsform der Bietergemeinschaft nach der Auf-

tragserteilung muss sein eine gesamtschuldnerisch haf-
tende Arbeitsgemeinschaft mit bevollmächtigtem Ver-
treter.

u)	 Präqualifizierte Unternehmen führen den Eignungs-
nachweis durch ihren Eintrag in die Liste des „Vereins 
für Präqualifikation von Bauunternehmen e.V.“ (sog. 
Präqualifikationsverzeichnis). Beim Einsatz von Nach
unternehmern ist auf gesondertes Verlangen deren 
Präqualifikation nachzuweisen.
Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu-
figen Eignungsnachweis bestimmte Eigenerklärungen 
auf dem gesonderten Formblatt „Eignung“ der Verga-
beunterlagen abzugeben. Von den Bietern der engeren 
Wahl sind die Eigenerklärungen auf Verlangen durch 
(ggf. deutschsprachig übersetzte) Bescheinigungen zu 
bestätigen.
Darüber hinaus sind zum Nachweis der Eignung weitere 
Angaben gemäß § 6a Abs. 3 VOB/A im Wege eines Ein-
zelnachweises zu machen.
Die einzelnen Eignungsnachweise sind dem Formblatt 
„Eignung“ der Vergabeunterlagen zu entnehmen.
Der Vordruck „Eignung“ mit allen geforderten Erklä-
rungen und Nachweisen ist unterschrieben zusammen 
mit dem Angebot vorzulegen.

v)	 Die Bindefrist endet am 29. Dezember 2017.
w)	Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A):

SBH | Schulbau Hamburg, 
Frau Gertrud Theobald, Geschäftsführerin  
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg, 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 37
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x)	 Zuschlagskriterien:
Die Zuschlagskriterien sind dem Formblatt „Aufforde-
rung Angebotsabgabe“ der Vergabeunterlagen zu ent-
nehmen.

y)	 Anfragen von Bietern werden in anonymisierter Form 
nebst Beantwortung auf den folgenden Homepages ver-
öffentlicht: 
SBH Homepage:
http://www.hamburg.de/fb/sbh-ausschreibungen/
und Zentrale Veröffentlichungsplattform:
http://www.hamburg.de/bauleistungen
Informationen werden per Post, Telefax oder elektro-
nisch übermittelt.

Hamburg, den 30. Oktober 2017

Die Finanzbehörde� 898

Offenes Verfahren (EU) (VgV)
Verfahren: VOL2017017OV – Speichersystem für Ham-

burg Open Science (HOS)
Auftraggeber: Universität Hamburg

A) 	 Name und Anschrift der zur Angebotsabgabe auffor-
dernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden Stelle 
sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teilnahme-
anträge einzureichen sind
Universität Hamburg,  
Mittelweg 177, 20148 Hamburg, Deutschland

B) 	 Art der Vergabe
Offenes Verfahren (EU) [VgV]

C) 	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge 
kann elektronisch oder nicht elektronisch erfolgen.

D) 	 Art und Umfang der Leistung sowie der Ort der Leis-
tung
Das Projekt „Hamburg Open Science“ (HOS) hat den 
freien Zugang zu Forschungsdaten zum Ziel. Eine 
wichtige Komponente hiervon ist ein sicheres und sehr 
gut skalierbares Speichersystem (im Folgenden als 
Archivspeicher1 bezeichnet), das einen sicheren und 

zuverlässigen Zugriff auf solche Daten in einem Maß-
stab erlaubt, den die bestehenden Dienste nicht anbie-
ten können. Der Gegenstand dieser Ausschreibung  
ist eine Rahmenvereinbarung zur Errichtung eines 
Archivspeichers für „Hamburg Open Science“ zum 
Zwecke der Ablage von Forschungsdaten der Universi-
tät Hamburg, bestehend aus einem Objektspeicher mit 
File-Gateways sowie einer zusätzlichen Komponente 
zur Datensicherung (Disaster Recovery, DR). Der 
Archivspeicher dient ausschließlich der Ablage von 
Forschungsdaten. Software zur Verwaltung, Versionie-
rung oder Archivierung von Daten ist nicht Bestandteil 
dieses Vergabeverfahrens.

E) 	 Entfällt
F) 	 Gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten

Nebenangebote sind nur in Verbindung mit einem 
Hauptangebot zugelassen.

G) 	 Entfällt
H) 	 Die Bezeichnung und die Anschrift der Stelle, die die 

Vergabeunterlagen abgibt oder bei der sie eingesehen 
werden können
Universität Hamburg – Submissionsstelle 
Mittelweg 177, 20148 Hamburg 
Sie haben die Möglichkeit der elektronischen Angebots-
abgabe. Weitere Informationen und diese Bekanntma-
chung finden Sie unter: http://www.uni-hamburg.de/

I) 	 Die Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist
Teilnahme- oder Angebotsfrist:  
29. November 2017, 11.00 Uhr,  
Bindefrist: 29. Dezember 2017

J) 	 Entfällt
K) 	 Entfällt
L) 	 Entfällt
M) 	Entfällt
N) 	 Die Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht 

in den Vergabeunterlagen genannt werden
Freie Verhältniswahl Preis/Leistung, Bewertung nach 
der einfachen Richtwertmethode.

Hamburg, den 2. November 2017

Universität Hamburg 899

Zwangsversteigerung
417 K 5/16. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll das in 21037 Ham-
burg, nordöstlich Ochsenwerder Elb
deich 43 belegene, im Grundbuch von 
Ochsenwerder Blatt 55 eingetragene 
15811 m² große Grundstück (Flurstück 
4136), durch das Gericht versteigert 
werden. 

Das landwirtschaftliche Grundstück 
ist bebaut mit 2 Gewächshäusern, 1 Ga
ragengebäude mit 2 Toren und einem 
Schuppenteil, 1 Öltankgebäude; Strei-

fenfundamentreste und Scherben eines 
bereits abgerissenen Gewächshauses. 
Alle Gebäude sind abrissreif; Abbruch-
kosten sind als Wertminderung berück-
sichtigt. Die Nutzung erfolgt durch 
Schuldner.

Verkehrswert gemäß § 74 a Absatz 5  
ZVG: 22 300,– Euro.

Der Versteigerungstermin wird be- 
stimmt auf Dienstag, den 23. Januar 
2018, 10.00 Uhr, vor dem Amtsge- 
richt Hamburg-Bergedorf, Ernst-Man- 
tius-Straße 8, I. Stock, Saal 114.

Das über den Verkehrswert des 
Grundbesitzes eingeholte Gutachten 
kann auf der Geschäftsstelle, Zimmer 
109, montags, bis freitags von 9.00 Uhr 
bis 13.00 Uhr, eingesehen werden. Tele
fon: 040 / 4 28 91 - 23 93 / - 21 92. Infos auch 
im Internet unter www.zvg.com.

Der Zwangsversteigerungsvermerk 
ist am 20. Juli 2016 in das Grundbuch 
eingetragen worden.

Rechte, die bei der Eintragung  
des Versteigerungsvermerks aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich waren, 

Gerichtliche Mitteilungen
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sind spätestens im Versteigerungster
min vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten anzumelden und, wenn 
der Gläubiger widerspricht, glaubhaft 
zu machen, andernfalls werden sie bei 
der Feststellung des geringsten Gebots 
nicht berücksichtigt und bei der Ver
teilung des Versteigerungserlöses dem 
Anspruch des Gläubigers und den 
übrigen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Verstei
gerung des Objekts oder des nach § 55 
ZVG mithaftenden Zubehörs entgegen
steht, wird aufgefordert, vor der Ertei
lung des Zuschlags die Aufhebung oder 
einstweilige Einstellung des Verfahrens 
herbeizuführen, andernfalls tritt für das 
Recht der Versteigerungserlös an die 
Stelle des versteigerten Gegenstandes.

Hamburg, den 10. November 2017

Das Amtsgericht 
Hamburg-Bergedorf

Abteilung 417 900

Zwangsversteigerung
541 K 13/16. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll das in 22559 Ham-
burg, Wittenbergener Weg 39 belegene, 
im Grundbuch von Rissen Blatt 4540 
eingetragene Grundstück, durch das 
Gericht versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Ein-
geschossiges, teilunterkellertes Wohn-
haus mit Anbau, Dachgeschoss zu 
Wohnzwecken ausgebaut, Ursprungs-
baujahr 1925, etwa 206 m² Wohnfläche. 
Nach derzeitigem Stand sind in Abtei-
lung II und III Rechte zu übernehmen.

Der Zwangsversteigerungsvermerk 
ist am 12. Dezember 2016 in das Grund-
buch eingetragen worden.

Verkehrswert gemäß § 74 a Absatz 5 
ZVG: 756 000,– Euro.

Das über den Verkehrswert des 
Grundbesitzes eingeholte Gutachten 
kann auf der Geschäftsstelle, Zim- 
mer 25 im I. Stock, montags bis freitags 
von 9.00 Uhr bis 13.00 Uhr eingesehen 
werden. Informationen mit dem Gut
achten zum Download auch im Internet 
unter www.zvg.com.

Der Versteigerungstermin wird be- 
stimmt auf Freitag, den 12. Januar 2018, 
9.30 Uhr, im Amtsgericht Hamburg-

Blankenese, Dormienstraße 7, 22587 
Hamburg, I. Stock, Saal 18.

Rechte, die zur Zeit der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich waren, 
sind spätestens im Versteigerungster
min vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten anzumelden und, wenn 
der Gläubiger widerspricht, glaubhaft 
zu machen, widrigenfalls sie bei der 
Feststellung des geringsten Gebots 
nicht berücksichtigt und bei der Ver
teilung des Versteigerungserlöses dem 
Anspruch des Gläubigers und den üb- 
rigen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Verstei
gerung des Grundstücks oder des nach  
§ 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent
gegensteht, wird aufgefordert, vor der 
Erteilung des Zuschlags die Aufhebung 
oder einstweilige Einstellung des Ver
fahrens herbeizuführen, widrigenfalls 
für das Recht der Versteigerungserlös 
an die Stelle des versteigerten Gegen
standes tritt.

Hamburg, den 10. November 2017

Das Amtsgericht 
Hamburg-Blankenese

Abteilung 541 901

Aufgebot
421 II 6/17. Die beteiligte Fa. Haifan 

Grundstücksverwaltung GmbH, Bill-
werder Billdeich 605 B, 21033 Hamburg 
(Amtsgericht Hamburg HRB 144151), 
Bevollmächtigter: Notar Dr. Marius 
Kohler, Reetwerder 23 A, 21029 Ham-
burg, hat beantragt, den Deutschen 
Grundschuldbrief – Gruppe 01 Nummer 
026166 – über die im Grundbuch des 
Amtsgerichts Hamburg-Bergedorf von 
Bergedorf Blatt 3220 in Abteilung III 
unter der Nummer 7 – sieben – für die 
Kreditkasse für Hausinstandsetzung 
GmbH, Hamburg-Altona, eingetragene 
Grundschuld über 2000,– DM = 1022,58 
Euro (Eintausendzweiundzwanzig 58/ 
100 Euro) nebst 6,5 % Zinsen jährlich 
und 0,5 % Verwaltungskostenbeitrag 
jährlich, für kraftlos zu erklären.

Der Inhaber des Grundschuldbrie-
fes wird gemäß § 469 FamFG aufgefor-
dert, seine Rechte beim Amtsgericht 
Hamburg-Bergedorf, Ernst-Mantius- 
Straße 8, 21029 Hamburg, Zimmer 
210/211 spätestens bis zum 5. Januar 
2018 (Anmeldezeitpunkt) anzumelden 

und den Grundschuldbriefbrief vorzu-
legen, widrigenfalls dieser für kraftlos 
erklärt wird.

Hamburg, den 12. Oktober 2017

Das Amtsgericht 
Hamburg-Bergedorf

Abteilung 421 902

Ausschließungsbeschluss
420 II 2/17. In dem Verfahren für 

Herrn Dieter Reineke, geboren am  
9. Februar 1941 in Hamburg, verstor-
ben am 14. Mai 2015, zuletzt wohnhaft 
Gojenbergsweg 45, 21029 Hamburg, 
vertreten durch die Miterbin Ulgüd 
Reineke, geboren am 23. Oktober 1970, 
Gojenbergsweg 45, 21029 Hamburg, 
vertreten durch Rechtsanwälte Brenne-
cke & Partner, Beiertheimer Allee 60, 
76137 Karlsruhe, beschließt das Amts-
gericht Hamburg-Bergedorf, Abteilung 
420, am 27. Oktober 2017 durch die 
Rechtspflegerin Cordes:

I. Folgenden Nachlassgläubigern 
werden die angemeldeten Forderungen 
gegen den Nachlass des am 14. Mai 
2015 verstorbenen Dieter Reineke vor-
behalten: Ulgüd Reineke und Matthias 
Müller-Reineke, Gojenbergsweg 45, 
21029 Hamburg, in Höhe von 7525,38 
Euro. II.1. Die Gläubiger, die ihre For-
derungen gegen den Nachlass des Erb
lassers Dieter Reineke, letzter Wohnsitz 
Gojenbergsweg 45, 21029 Hamburg, in 
dem Aufgebotsverfahren vor dem Amts
gericht Hamburg-Bergedorf, Aktenzei-
chen 420 II 2/17, nicht wirksam ange-
meldet haben, können von dem Erben 
nur insoweit Befriedigung ihrer Forde-
rungen verlangen, als sich nach Befrie-
digung der nicht ausgeschlossenen 
Gläubiger noch ein Überschuss ergibt; 
ihr Recht, vor den Verbindlichkeiten 
aus Pflichtteilsrechten, Vermächtnissen 
und Auflagen berücksichtigt zu wer-
den, bleibt unberührt. II.2. Die Kosten 
des Verfahrens trägt die Antragstelle-
rin. II.3. Der Verfahrenswert wird auf 
8000,– Euro festgesetzt. Dieser Be
schluss wird erst mit Rechtskraft wirk-
sam. Die Festsetzung des Verfahrens-
wertes beruht auf § 36 GNotKG.

Hamburg, den 1. November 2017

Das Amtsgericht 
Hamburg-Bergedorf

Abteilung 421 903


